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2230-2-3-1-WK 

.. Fünfte Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

zur Durchführung des Bayerischen Begabtenförderungsgesetzes 

Vom 11. März 1988 

Auf Grund des Art. 11 des Bayerischen Begabten­
förderungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 29. November 1983 (GVBI S. 1109, 
BayRS 2230-2-3-WK), geändert durch Gesetz vom 
29. Juli 1Q~6 (GVBI S. 199), und auf Grund des Geset­
zes zur Uberleitung von Zuständigkeiten auf das 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
vom 23. Dezember 1986 (GVBI S. 392, BayRS 1102-
5-S) erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung zur Durchführung des Bayeri­
schen Begabtenförderungsgesetzes (DVBay BFG) 
vom 8. August 1984 (GVBI S. 283, BayRS 2230-2-3-
1-WK), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
27. August 1987 (GVBl S. 324), wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Als Einkommen gilt - mit Ausnahme der W ai­
senrenten und Waisengelder und vorbehaltlich 
der Absätze 3 und 4 sowie einer vom Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens im Geltungsbereich dieser 
Verordnung entsprechend anzuwendenden 
Regelung auf Grund des § 21 Abs. 1a BAföG-

die Summe der positiven Einkünfte im Sinn 
des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuer­
gesetzes." 

b) In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort 
"Leibrenten" die Worte ,,- mit Ausnahme der 
Waisenrenten _co eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden 

aa) die Nummer 1 gestrichen, 

bb) die bisherigen Nummern 2 bis 4 die Num­
mern 1 bis 3. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absät­
ze 4 und 5. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1998 in 
Kraft. 

München, den 11. März 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i I d, Staatsminister 

750-12-W 

Verordnung 
zur Änderung der Bergbau -Tiefbohr-Verordnung 

Vom 18. Mai 1988 

Auf Grund von § 65 Nr. 4, § 66 Satz 1 Nrn. 1 und 6 
und § 68 Abs. 1 des Bundesberggesetzes (BBergG) 
vom 13. August 1980 (BGBl I S. 1310), zuletzt geän­
dert durch Art. 2 Nr. 21 des Gesetzes vom 8. Dezem­
ber 1986 (BGBl I S. 2191), in Verbindung mit § 3 
Abs.2 Satz 1 der Verordnung über Zuständigkeiten 
zum Vollzug bergrechtlicher Vorschriften (BayRS 
750-2-W), geändert durch Verordnung vom 22. Juni . 
1984 (GVBl S. 252), erläßt das Bayerische Oberberg­
amt folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung für Tiefbohrungen, für die Ge­
winnung von mineralischen Bodenschätzen durch 
Bohrungen und für Anlagen zur behälterlosen un­
terirdischen Speicherung von Gas in den der Auf­
sicht der Bergbehörden unterliegenden Betrieben -

Bergbau-Tiefbohr-Verordnung BergTbV 
(BayRS 750-12-W) wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
"prüfen" durch das Wort "überprüfen" ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt: 

"Tragmittel, Anschlagmittel und Lastaufnah­
memittel sind über die Sätze 1 und 2 hinaus in 
den vom Unternehmer nach den jeweiligen 
Einsatzbedingungen festzulegenden Zeitab­
ständen, mindestens jedoch jährlich zu prü­
fen." 

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 
und 5. 
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2. In § 43 Abs. 1 wird .. 3,5fach" durch .. 3,Ofach" 
ersetzt. 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Aufwältigungsarbeiten an Bohrungen, bei 
denen die Gefahr eines Ausbruchs nicht aus­
zuschließen ist, dürfen erst begonnen werden, 
nachdem der Bohrlochkopf mit Absperrein­
richtungen ausgerüstet worden ist." 

b) Dem Absatz 9 wird folgender Satz 4 angefügt: 

.. Beim Aufwältigen von Förderbohrungen 
kann die Druckprobe nach Satz 1 entfallen, 
wenn sie technisch nicht möglich ist oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand durchge­
führt werden könnte." 

4. § 53 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

.. (5) Für das Aufwältigen von Bohrungen, bei 
denen die Gefahr eines Ausbruchs nicht auszu­
schließen ist, finden die Absätze 1 bis 4 entspre­
chende Anwendung." 

5. In § ~~ Abs. 6 werden die Worte .. ,die unter inne­
rem Uberdruck stehen," gestrichen. 

6. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

.. (2) Bei Förderbohrungen von Porenspei­
chern müssen Förderstrang und Förderring­
raum mit Anschlüssen zur Druckentlastung 
und zum Totpumpen versehen sein." 

b) Die bisher~gen Absätze 2 bis 6 werden Absä t­
ze 3bis 7. 

7. § 74 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

.. Zur Druckbehandlung dienende Rohrleitungen 
sind vor ihrer Inbetriebnahme e iner Dichtheits­
prüfung mit mindestens dem höchsten zu er­
wartenden Betriebsdruck zu unte rziehen." 

8. § 78 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

.. In diese Überprüfungen sind die mit den 
Bohrungen verbundenen Einrichtunge~, wie 
Trocknungsanlagen, Meß-, Regel- und Uber­
wachungseinrichtungen, einzubeziehen." 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

9. § 90 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

.. Die Leitungen müssen mit einer ausreichen­
den Zahl von Einrichtungen zum Abblasen 
des Leitungsinhalts versehen sein, die ein ge­
fahrloses Verbrennen des abgeblasenen Ga­
ses über eine Hochfackel ermöglichen." 

b) Es wird folgender Satz 6 angefügt: 

.. Bei Rohrleitungen, in denen Erdgas mit 
einem Schwefelwasserstoffgehalt von mehr 
als 1 Vol.-% befördert wird, müssen die Ab­
sperreinrichtungen darüber hinaus selbst­
t ätig schließen, wenn der festgelegte betrieh­
liehe Mindestdruck im jeweiligen Leitungs­
abschnitt unterschritten wird." 

10. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

.. (2) Über Betriebsstörungen, die sicherheit­
lieh erhebliche technische Eingriffe oder son­
stige für die Sicherheit wesentliche Maßnah­
men erforderlich gemacht haben, sind Auf­
zeichnungen zu führen, die wenigstens zwei 
Jahre lang aufzubewahren sind." 

11. § 11 0 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 46 Buchst. b werden die Worte 
,,Abs. 2 bis 6" durch die Worte ,,Abs. 2 bis 7" 
ersetzt. 

b ) Nummer 63 wird wie folgt geändert: 

aal Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

.. a) entgegen § 95 Abs. 1 nicht für eine 
planmäßige Überwachung des För­
derbetriebs sorgt,". 

bb) Es wird folgender neuer Buchstabe b 
eingefügt: 

.. b) entgegen § 95 Abs. 2 die vorgeschrie­
benen Aufzeichnungen n icht führt,". 

ce) Die bisherigen Buchstaben bund c wer­
den Buchstaben c und d. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1988 in Kraft . 

München, den 18. Mai 1988 

Bayerisches Oberbergamt 

Dr.-Ing. Wal d n er, Präsident 
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2124-1-2-1 

Berufsordnung 
für Hebammen und Entbindungspfleger 

(HebBO) 

Vom 19. Mai 1988 

Auf Grund des Art. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Aus­
führung des Krankenpflegerechts und des Hebam­
menrechts vom 16. Juli 1986 (GVBl S. 133, BayRS 
2124-2-1) erläßt das Bayerische Staatsministerium 
des Innern folgende Verordnung: 

§1 

(1) IHebammen und Entbindungspfleger haben 
Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und 
Neugeborenen Hilfe zu leisten und Rat zu geben. 
2Dabei ist die Gesundheit der Schwangeren, Mütter 
und Kinder zu schützen und zu erhalten. 

(2) Im Rahmen dieser Aufgabe führen Hebam­
men und Entbindungspfleger insbesondere folgen­
de Tätigkeiten in eigener Verantwortung aus: 

1. Aufklärung und Beratung in Fragen der Fami­
lienplanung, 

2. Feststellung der Schwangerschaft und Beob­
achtung der normal verlaufenden Schwanger­
schaft, Durchführung der zur Beobachtung des 
Verlaufs einer normalen Schwangerschaft not­
wendigen Untersuchungen, 

3. Veranlassung der Untersuchungen, die für eine 
möglichst frühzeitige Feststellung einer Risiko­
s~hwangerschaft notwendig sind und Aufklä­
rung über diese Untersuchungen, 

4. Vorbereitung auf die Elternschaft, umfassende 
Vorbereitung auf die Gebur~ einschließlich Be­
ratung in Fragen der Hygiene und Ernährung, 

5. Betreuung der Gebärenden während der Geburt 
und Überwachung des Fötus in der Gebärmut­
ter mit Hilfe geeigneter klinischer und techni­
scher Mittel, 

9. Pflege der Wöchnerin, Überwachung des Zu­
stands der Mutter regelmäßig in den ersten 
zehn Tagen nach der Geburt und erforder­
lichenfalls darüber hinaus sowie Erteilung 
zweckdienlicher Ratschläge für die bestmögli­
che Pflege des Neugeborenen, 

10. Durchführung der vom Arzt verordneten Be­
handlung, 

11. Abfassen der erforderlichen schrütlichen Be­
richte über die vorgenannten Maßnahmen, 

12. Ausstellen von Bescheinigungen. 

(3) Hebamme und Entbindungspfleger sind ver­
pflichtet, ihren Beruf entsprechend dem jeweiligen 
Stand der medizinischen Erkenntnisse gewissen­
haft auszuüben. 

(4) Hebamme und Entbindungspfleger sind ver­
pflichtet, sich über die für die Berufsausübung gel­
tenden Vorschriften zu unterrichten und sie zu 
beachten. 

(5) Der Beruf der Hebamme und des Entbin­
dungspflegers ist kein Gewerbe. 

§2 

IHebamme und Entbindungspfleger leisten Hilfe 
bei allen regelrechten Vorgängen der Schwanger­
schaft, der Geburt und des Wochenbetts. 2Das Be­
handeln regelwidriger Vorgänge bei Schwangeren, 
Gebärenden, Wöchnerinnen und Neugeborenen ist 
dem Arzt vorbehalten. 3Hebamme und Entbin­
dungspfleger haben auf Regelwidrigkeiten und Ri­
sikofaktoren zu achten und gegebenenfalls dafür zu 
sorgen, daß ein Arzt beigezogen wird. 

6. Durchführung von Normalgeburten bei Kopfla- § 3 
ge einschließlich, sofern erforderlich, des Schei-
dendammschnitts sowie im Dringlichkeitsfall Hebamme und Entbindungspfleger dürfen ohne 
von Beckenendlagengeburten, ärztliche Verordnung folgende Arzneimittel an-

7. Erkennen der Anzeichen von Anomalien bei der 
- wenden und verabreichen: 

Mutter oder beim Kind, die das Eingreifen eines 1. bei gegebener Indikation in der Eröffnungsperi-
Arztes erforderlich machen, sowie Hilfeleistung ode ein betäubungsmittelfreies krampflösendes 
bei etwaigen ärztlichen Maßnahmen; Ergreifen oder schmerzstillendes Medikament, das für die 
der notwendigen Maßnahmen bei Abwesenheit Geburtshilfe angezeigt ist, 
des Arztes, insbesondere manuelle Ablösung 2. bei bedrohlichen Blutungen in der Nachgeburts-
der Plazenta, woran sich gegebenenfalls eine periode, falls ein Arzt nicht rechtzeitig zugezogen 
manuelle Nachuntersuchung der Gebärmutter werden kann oder die rechtzeitige Einweisung in 
anschließt, ein Krankenhaus nicht möglich ist, Wehenmittel 

8. Untersuchung, Überwachung und Pflege des bzw. Mutterkornpräparate oder eine Kombina-
Neugeborenen regelmäßig in den ersten zehn tion beider'Wirkstoffe zur Blutstillung. 
Tagen nach der Geburt und erforderlichenfalls 
darüber hinaus einschließlich von Prophylaxe­
Maßnahmen sowie der Blutentnahme für 
Screening-Untersuchungen; Einleitung und 
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen 
in Notfällen und, wenn erforderlich, Durchfüh­
rung der sofortigen Wiederbelebung des Neuge­
borenen, 

§4 

Hebamme und Entbindungspfleger haben über 
das, was ihnen im Rahmen der Berufsausübung an­
vertraut oder bekanntgeworden ist, zu schweigen, 
soweit sie nicht zur Offenbarung befugt sind (~ .203 
des Strafgesetzbuchs); das gilt auch gegenüber Arz-
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ten sowie Hebammen und Entbindungspflegern, 
die nicht bei der Behandlung oder Betreuung mit­
gewirkt haben. 

§5 

1 Hebamme und Entbindungspfleger haben über 
ihre berufliche Tätigkeit, insbesondere über die ge­
troffenen Feststellungen und Maßnahmen, die er­
forderlichen Aufzeichnungen zu fertigen. 2Hebam­
men und Entbindungspfleger haben, soweit sie au­
ßerhalb von Krankenhäusern tätig sind, ein Tage­
buch zu führen, das einem vom Staatsministerium 
des Innern herausgegebenen Muster entspricht. 
3Die Aufzeichnungen bzw. das Tagebuch sind min­
destens zehn Jahre aufzubewahren. 

§6 

(1) Hebamme und Entbindungspfleger haben 
sich beruflich fortzubilden. 

(2) lGeeignete Mittel der Fortbildung sind insbe:­
sondere die Teilnahme an Fortbildungsveranstal­
tungen der Hebammenschulen und der Hebam­
menverbände sowie das Studium der Fachliteratur. 
2Hebamme und Entbindungspfleger haben in dem 
Umfang von den Fortbildungsmöglichkeiten Ge­
brauch zu machen, wie dies zur Erhaltung und Ent­
wicklung der zur Berufsausübung notwendigen 
Fachkenntnisse erforderlich ist. 

(3) Hebamme und Entbindungspfleger müssen 
eine den Absätzen 1 und 2 entsprechende Fortbil­
dung gegenüber dem Gesundheitsamt in geeigneter 
Form nachweisen können. 

§7 

(1) Freiberuflich tätige Hebammen und Entbin­
dungspfleger sind verpflichtet, 

1. sich ausreichend gegen Haftpflichtansprüche im 
Rahmen der beruflichen Tätigkeit zu versichern, 

2. ihre Praxis durch ein Schild zu kennzeichnen, 
das Namen, Berufsbezeichnung und Sprechstun­
denangibt, 

3. nicht in berufsunwürdiger Weise zu werben, 

4. Beginn .. und Beendigung der Berufsausübung 
sowie Anderungen der Niederlassung gemäß 
Art. 10 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst vom 12. Juli 1986 (GVBl S. 120, 
BayRS 2120-1-1) dem für den Ort der Niederlas­
sung zuständigen Gesundheitsamt unverzüglich 
anzuzeigen. 

(2) Freiberuflich tätige Hebammen und Entbin­
dungspfleger sollen zur gegenseitigen Vertretung 
bereit sein. 

(3) Freiberuflich tätige Hebammen und Entbin­
dungspfleger berechnen die ihnen zustehenden Ge­
bühren nach den einschlägigen bundes- und lan­
des rechtlichen Gebührenverordnungen. 

§8 

(1) lHebamme und Entbindungspfleger üben 
ihren Beruf unter der Aufsicht des Gesundheits­
amts aus. 2Sie haben dem Gesundheitsamt die hier­
für notwendigen Auskünfte zu erteilen und Ein­
blick in ihre Aufzeichnungen und Tagebücher zu 
gewähren. 

(2) lFreiberuflich tätige Hebammen und Entbin­
dungspfleger haben das Gesundheitsamt unverzüg­
lich zu benachrichtigen, wenn eine von ihnen be­
treute Schwangere, Gebärende, Wöchnerin oder ein 
Neugeborenes verstorben ist. 2Unberührt bleiben 
sonstige Melde- und Anzeigepflichten, insbesonde­
re die Meldepflicht nach dem Bundes-Seuchenge­
setz, die Anzeigepflichten nach dem Personen­
standsgesetz und die Pflichten zur Sicherung der 
Beratung Behinderter nach dem 12. Abschnitt des 
Bundessozialhilfegesetzes. 

§9 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1988 in Kraft. 

München, den 19. Mai 1988 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R. La n g, Staats minister 
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2236-4-1-2-K 

Schulordnung 
für die Berufsfachschulen für Krankenpflege, 

Kinderkrankenpflege, Krankenpflegehilfe 
und Hebammen 

(Berufsfachschulordnung Krankenpflege und Hebammen 
-BFSOKrHeb) 

Vom 19. Mai 1988 

Auf Grund von Art. 23 Abs. 2 Satz 1, Art. 24 Abs. 2, 
Art. 28 Sätze 2 und 3, Art. 29 Abs. 4, Art. 30 Abs. 5, 
Art. 31 Abs. 4, Art. 32 Abs. 4 Satz 2, Art. 34 Abs. 1 
Nr.6, Art. 37 Abs. 6, Art. 40 Abs. 8, Art. 41 Abs. 4, 
Art. 61 Abs. 1 Satz 2, Art. 63 Abs. 9, Art. 66, 93 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 und Art. 97 Abs. 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe­
sen (Bay EUG) sowie Art. 13 und 17 Abs. 1 des Geset­
zes über das berufliche Schulwesen (GbSch) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

§ Geltungsbereich 

§ 2 Ausbildungsziele 

Erster Teil 

Allgemeines 

§ 3 Dauer und Gliederung des Schulbesuchs, Verbindung mit 
der praktischen Ausbildung 

Zweiter Teil 

Aufnahme 

§ 4 Aufnahmevoraussetzungen 

§ 5 Anmeldung 

§ 6 Probezeit 

§ 7 Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe oder in ein laufen­
des Schuljahr 

§ 8 Ubertri tt 

Dritter Teil 

Inhalte des Unterrichts, 
Grundsätze des Schulbetriebs 

§ 9 Stundentafeln, Lehrpläne 

§ 10 Lehr- und Lernmittel 

§ 11 Klassen und andere Unterrichtsgruppen an öffent-
lichen Berufsfachschulen 

§ 12 Stundenpläne, Unterrichtszeit 

§ 13 Schuljahr und Ferien 

§ 14 Teilnahme 

§ 15 Verhinderung 

§ 16 Befreiung 

§ 17 Beurlaubung 

§ 18 Beendigung des Schulbesuchs 

Vierter Teil 

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, 
Vorrücken und Wfederholen, 

Zeugnisse 

§ 19 Hausaufgaben 

§ 20 Nachweise des Leistungsstands 

§ 21 Schulaufgaben 

§ 22 Besprechung, Aufbewahrung, Einsichtnahme 

§ 23 Nachholungvon Leistungsnachweisen 

§ 24 Bewertung der Leistungen 

§ 25 BildungderJahresfortgangsnoten 

§ 26 Entscheidung über das Vorrücken 

§ 27 Notenausgleich 

§ 28 Vorrücken auf Probe 

§ 29 Verbot des Wiederholens 

§ 30 Schülerbogen 

§ 31 Jahreszeugnisse, Teilnahmebescheinigungen 

§ 32 Bescheinigung über die Dauer des Schulbesuchs 

§ 33 Qualifizierter beruflicher Bildungsabschluß 

Fünfter Teil 

Prüfungen 

§ 34 Staatliche Prüfungen 

§ 35 

§ 36 

§ 37 

§ 38 

§ 39 

§ 40 

§ 41 

§ 42 

§ 43 

§ 44 

§ 45 

Sechster Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz, 
Klassenkonferenz 

Schulleiter 

Aufgaben der Lehrerkonferenz 

Sitzungen 

Einberufu~g 

Teilnahmepflicht 

Tagesordnung 

Beschlußfähigkeit 

Stimmberechtigung 

Beschlußfassung 

Niederschrift 

Klassenkonferenz 
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Siebter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

Abschnitt I 

Schülermitverantwortung 

§ 46 Allgemeines 

§ 47 Klassensprecher, Klassensprecherversammlung 

§ 48 Schülersprecher, Schülerausschuß 

§ 49 Geschäftsordnung 

§ 50 Finanzierung und finanzielle Abwicklung von Veranstal­
tungen der SMV 

§ 51 Schülerzeitung 

§ 52 Abschluß von Rechtsgeschäften 

Abschnitt 11 

Elternvertretung 

§ 53 Elternvertretung 

Achter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Erhebungen 

§ 54 Veranstaltungen nicht zur Schule gehöriger Personen, 
Informationsbesuche 

§ 55 Sammlungen 

§ 56 Pausenverkauf, Sammelbestellungen 

§ 57 Druckschriften, Plakate 

§ 58 Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen 

§ 59 Erhebungen 

Neunter Teil 

Folgen von Pflichtverletzungen 

§ 60 Ordnungsmaßnahmen 

§ 61 Entlassung 

Zehnter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 62 Schulaufsicht 

§ 63 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Anlagen 1 bis 4 

Erster Teil 

Allgemeines 
(vgl.Art. l bis3 BayEUG)·) 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen 
Berufsfachschulen für Krankenpflege, Kinder­
krankenpflege, Krankenpflegehilfe und Hebam­
men und die staatlich anerkannten Berufsfach­
schulen für Krankenpflege, Kinderkrankenpflege, 
Krankenpflegehilfe und Hebammen mit dem Cha­
rakter einer öffentlichen Schule. 

(2) Für Ersatzschulen gilt diese Schulordnung im 
Rahmen der Art. 67, 69 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4 sowie 
Art. 70 BayEUG, für staatlich anerkannte Ersatz­
schulen gilt sie darüber hinaus im Rahmen des 
Art. 78 Abs. 2 BayEUG. 

§2 

Ausbildungsziele 

1 Die Berufsfachschulen für Krankenpflege und 
für Kinderkrankenpflege dienen der Ausbildung 
nach § 4 Abs. 1 des Krankenpflegegesetzes (KrPflG) 
vom 4. Juni 1985 (BGBl I S. 893) in der jeweils gel­
tenden Fassung. 2Die Berufsfachschule für Kran­
kenpflegehilfe dient der Ausbildung nach § 4 Abs. 2 
KrPflG. 3Die Berufsfachschule für Hebammen 
dient der Ausbildung nach § 5 des Hebammengeset­
zes (HebG) vom 4. Juni 1985 (BGBl I S . 902) in der je­
weils geltenden Fassung. 

§3 

Dauer und Gliederung des Schulbesuchs, 
Verbindung mit der praktischen Ausbildung 

(1) Die schulische Ausbildung dauert bei Berufs­
fachschulen für Krankenpflege und Kinderkran­
kenpflege unbeschadet § 5 Abs. 1, §§ 7 bis 9 KrPfIG 
drei Schuljahre. 

(2) Die schulische Ausbildung dauert bei Berufs­
fachschulen für Krankenpflegehilfe unbeschadet 
§ 10 Abs. 1, 4 und 5 KrPflG ein Schuljahr. 

(3) Die schulische Ausbildung dauert bei Berufs­
fachschulen für Hebammen unbeschadet § 6 Abs. 1, 
§§ 8 und 9 HebG drei Schuljahre. -

(4) lDie gesamte Ausbildung gliedert sich in theo­
retischen und praktischen Unterricht und in eine 
praktische Ausbildung. 2Die praktische Ausbildung 
wird in einem Ausbildungsverhältnis nach den Vor­
schriften des IH. Abschnitts des Krankenpflegege­
setzes beziehungsweise des IV. Abschp.i\ ts des Heb­
ammengesetzes durchgeführt; sie ist "durch den 
Schulträger als Träger der Ausbildung sicherzu­
stellen und durch die Schule zu lenken und zu 
betreuen. 

.) Diese Hinweise auf Artikel des BayEUG sind lediglich redaktio­
nellerArt. 
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Zweiter Teil 

Aufnahme 
(vgJ. Art. 23 BayEUG) 

§4 

Aufnahmevoraussetzungen 

(1) Die Voraussetzungen für die Aufnahme in die 
Berufsfachschule für Krankenpflege und für Kin­
derkrankenpflege ergeben sich aus § 6 KrPfIG in 
der jeweils geltenden Fassung. 

- (2) Die Voraussetzungen für die Aufnahme in die 
Berufsfachschule für Hebammen ergeben sich aus 
§ 7 HebG in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die Voraussetzungen für die Aufnahme in die 
Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe ergeben 
sich aus § 10 Abs. 3 KrPflG in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(4) Eine dem Realschulabschluß gleichwertige 
Ausbildung sind der mittlere Schulabschluß und 
der qualifizierte berufliche Bildungsabschluß im 
Sinn von Art. 19 BayEUG. 

(5) lDie Entscheidung über die Aufnahme trifft 
der Schulleiter. 2Die Aufnahme ist zu versagen, 
wenn 

1. das Vorliegen der allgemeinen Aufnahmevoraus­
setzungen nicht vollständig nachgewiesen ist, 

2. der Bewerber die staatliche Prüfung an einer Be­
rufsfachschule der gleichen Ausbildungsrichtung 
bereits abgelegt hat, nicht bestanden hat und 
nicht mehr wiederholen darf, 

3. der Bewerber die Probezeit an einer Berufsfach­
schule der gleichen Ausbildungsrichtung bereits 
zweimal nicht bestanden hat, 

4. Tatsachen vorliegen, die nach Feststellung der 
zuständigen Regierung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 
KrPfIG oder § 2 Abs. 1 Nr.2 HebG die Versagung 
der Erlaubnis rechtfertigen würden. 

§5 

Anmeldung 

(1) IDer Antrag ist auf Aufnahme in das erste 
Schuljahr zu stellen. 2Wenn eine Verkürzung der 
Ausbildung um wenigstens zwölf oder 24 Monate 
beantragt wird (§§ 7 oder 8 KrPfIG, § 8 HebG), ist die 
Aufnahme in das zweite oder dritte Schuljahr zu 
beantragen. 

(2) lDie Schule gibt die Termine für die Anmel­
dung örtlich in geeigneter Weise bekannt. 2Die Ter­
mine dürfen nicht früher als ein Jahr vor Schul­
jahrsbeginn angesetzt werden. 

(3) Anmelden können sich alle Bewerber, die zum 
Anmeldetermin die Aufnahmevoraussetzungen er­
füllen oder glaubhaft machen, daß sie sie bis zum 
Beginn des ersten Ausbildungsabschnitts erfüllen 
werden. 

(4) I Dem Antrag auf Aufnahme sind beizufügen: 

1. ein Lebenslauf, 

2. die Nachweise über die geforderte Vorbildung, 

3. ein amtliches Führungszeugnis, das nicht älter 
als drei Monate sein soll, 

4. ein ärztliches Zeugnis, das nicht älter als drei Mo­
nate sein soll und das bestätigt, daß der Bewerber 
nicht wegen eine~ körperlichen Gebrechens, we­
gen Schwäche seiner geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zur Ausübung des 
angestrebten Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

2DieSchule kann die Vorlage der Geburtsurkunde 
verlangen. . 

§6 

Probezeit 

(1) IDie endgültige Aufnahme ist abhängig vom 
Bestehen der Probezeit. 2In der Probezeit wird fest­
gestellt, ob der Schüler den Anforderungen der Be­
rufsfachschule gewachsen ist. 

(2) IAls Probezeit gilt das erste Halbjahr, in der 
Krankenpflegehilfe das erste Vierteljahr der Aus­
bildung. 2War der Schüler aus besonderen Gründen, 
insbesondere durch nachgewiesene längere Er­
krankung, in seiner Leistungsfähigkeit beeinträch­
tigt, so kann die Probezeit längstens bis zu drei Mo­
naten verlängert werden. 

(3) I Die Entscheidung über das Bestehen der Pro­
bezeit und die endgültige Aufnahme trifft der 
Schulleiter auf Grund der Ergebnisse der Lei­
stungsnachweise und der gutachtlichen Stellung­
nahmen der Lehrer, die den Schüler unterrichtet 
und/oder in der praktischen · Ausbildung betreut 
haben. 2Die Probezeit ist nicht bestanden, wenn bei 
einer Gesamtwürdigung der Leistungen des Schü­
lers nicht damit gerechnet werden kann, daß er das 
Ziel der Berufsfachschule erreicht. 3Sie gilt als nicht 
bestanden, wenn die praktische AusbildunK wegen 
Kündigung des Ausbildungsverhältnisses (§ 19 
KrPfIG, § 18 HebG) nicht fortgeführt werden kann. 
4Die für die Entscheidung erheblichen Gründe sind 
schriftlich festzuhalten und zu den Akten des Schü­
lers zu nehmen. 

(4) Endet nach bestandener Probezeit das Schul­
verhältnis, so unterliegt der Schüler bei einem Wie­
dereintritt erneut den Probezeitbestimmungen. 

§7 

Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe 
oder in ein laufendes Schuljahr 

lEin Bewerber, dem eine Verkürzung der Ausbil­
dungsdauer gewährt worde~ is~ (§§ 7, 8 u~.d 10 Abs. 4 
KrPflG, § 8 HebG), wird bel e~ner Verkur~ung um 
zwölf oder 24 Monate zum Begmn des zweiten oder 
dritten Schuljahres aufgenommen. 2Bei einer g~­
ringeren oder längeren Verkürz~ng kann er auch m 
ein bereits begonnenes SchulJahr aufgenommen 
werden wenn der Unterrichtsbetrieb und die Errei­
chung des Ausbildungsziels dadurch nicht gefähr­
detwerden. 

§8 

Übertritt 

lEin Schüler, der ein Schuljahr mit Erfolg be­
sucht hat, kann zu Beginn des folgenden Schuljah­
res in eine andere Berufsfachschule der gleichen 
Ausbildungsrichtung übertreten, wenn er im we­
sentlichen den gleichen Ausbildungsstand erreicht 
hat, den die Schüler des Schuljahres besitzen, in das 
er eintreten würde. 2Während des Schuljahres ist 
ein Übertritt nur aus wichtigem Grund möglich. 
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Dritter Teil § 11 

Inhalte des Unterrichts, 
Grundsätze des Schul betriebs 

(vgl. Art. 24 bis 30, 34 und35 BayEUG) 

§9 

Stundentafeln, Lehrpläne 
(vgI.Art.24 BayEUG) 

(1) Verbindliche Stundentafeln für die Berufs­
fachschulen für Krankenpflege, Kinderkranken­
pflege und Krankenpflegehilfe sind die Anlagen 1 
Teil A, 2 Teil A und 3 Teil Azur Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufe in der Kran­
kenpflege (KrPflAPrV) vom 16. Oktober 1985 (BGBI 
I S. 1973) in ihrer jeweils geltenden Fassung (vgl. 
Anlagen 1 bis 3). 

(2) Verbindliche Stundentafel für die Berufsfach­
schule für Hebammen ist die Anlage 1 zur Ausbil­
dungs- und Prüfungsverordnung für Hebammen 
(HebAPrV) gemäß Bekanntmachung vom 16. März 
1987 (BGB! I S. 929) in ihrer jeweils gültigen Fas­
sung (vgl. Anlage 4). 

(3) Das Staats ministerium kann allgemein oder 
für einzelne Schulen genehmigen, daß zur Erteilung 
von weiterem allgemeinbildendem Unterricht oder 
zur Vertiefung des fachlichen Unterrichts die vor­
geschriebenen 1600 Stunden Unterricht im Ge­
samtverlauf der Ausbildung um bis zu 240 Stunden 
überschritten werden. 

(4) 11m Rahmen der Stundentafel erteilen die 
Schulen auch berufsbezogenen allgemeinbildenden 
Unterricht gemäß den vom Staatsministerium er­
lassenen Lehrplänen. 2Die Berufsfachschulen für 
Krankenpflege und Kinderkrankenpflege erteilen 
im Rahmen der Stundentafel mindestens 40 Stun­
den Unterricht in Berufsethik. 

§ 10 

Lehr- und Lernmittel 

, (1) 11m Unterricht dürfen nur Filme und Bildrei­
hen verwendet werden, die vom Institut für Film 
und Bild in Wissenschaft und Unterricht für schuli­
sche Zwecke hergestellt oder von einer Staatlichen 
Landesbildstelle zur Vorführung im Unterricht zu­
gelassen sind. 2Bei Filmen und Bildreihen, die nicht 
eigens für die Verwendung in der Schule herge­
stellt, aber für Zwecke des fachlichen Unterrichts 
geeignet sind, entscheidet der Schulleiter. 

(2) Im übrigen darf der Lehrer auch von ihm 
selbst hergestellte oder beschaffte Lehrmittel, ins­
besondere Bild- und Tonträger, im Unterricht ver­
wenden, wenn diese die lehrplanmäßige Unter­
richtsgestaltung unmittelbar unterstützen. 

(3) Die Schule kann ein J ahres- oder Abschluß­
zeugnis oder eine Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs zurückbehalten, wenn ein vom 
Schüler zurückzugebendes Lernmittel trotz wieder­
holter Mahnung weder zurückgegeben noch zu sei­
nem Zeitwert ersetzt wird. 

Klassen und andere Unterrichtsgruppen 
an öffentlichen Berufsfachschulen 

(vgl. Art. 28 und 29 BayEUG) 

(1) lDie Zahl der Schüler in einer Klasse darf zu 
Beginn des :Unterrichts bei bis zu zwei parallelen 
Klassen im Durchschnitt nicht weniger als 16, bei 
drei parallelen Klassen im Durchschnitt nicht we­
niger als 21 und bei mehr als drei parallelen Klas­
sen im Durchschnitt nicht weniger als 24 betragen. 
2Die Zahl der Schüler einer Klasse soll nicht mehr 
als 32 betragen. 

(2) lIn Wahlpflichtfächern, bei lehrplanmäßigen 
übungen sowie beim fachpraktischen Unterricht 
können Klassen in zwei Gruppen mit mindestens 
acht Schülern geteilt werden. 2Soweit dies aus orga­
nisatorischen Gründen oder zur Sicherung des Un­
terrichtserfolgs notwendig ist, kann eine dritte 
Gruppe gebildet werden. 

(3) lUnterricht in Wahlfächern kann eingerichtet 
werden, wenn zu Beginn des Schuljahres minde­
stens zwölf Schüler, bei Fortführung im folgenden 
Schuljahr mindestens acht Schüler daran teilneh­
men. 2Schüler verschiedener Klassen sollen beim 
Wahlunterricht zusammengefaßt werden. 3Beste­
hen an einem Ort mehrere Schulen, für die ein 
Wahlunterricht gleicher Art in Betracht kommt, so 
kann er gemeinsam erteilt werden. 4Die Schulleiter 
entscheiden gemeinsam über die Verteilung des 
Wahlunterrichts auf die einzelnen Schulen und 
stellen das Einvernehmen mit dem Aufwandsträger 
her. 

(4) lDie Schulaufsichtsbehörde kann aus organi­
satorischen Gründen anordnen oder genehmigen, 
daß Klassen verschiedener Ausbildungsrichtungen 
in Fächern mit gleichen Lehrplänen gemeinsam 
unterrichtet werden. zVon den festgelegten Min­
deststärken kann die Schulaufsichtsbehörde aus 
besonderen Gründen Ausnahmen zulassen. 

§ 12 

Stundenpläne, Unterrichtszeit 

(1) Der Stundenplan wird vom Schulleiter festge-
legt. . 

(2) lDer Unterricht wird an fünf Werktagen in der 
Woche erteilt. ZEr soll zwischen 7.30 Uhr und 18.00 
Uhr erteilt werden; er soll acht Unterrichtsstunden 
täglich und darf 40 Unterrichtsstunden in der Wo­
che nicht überschreiten. 3Vor dem Beginn der 
schriftlichen oder mündlichen Prüfung sind insge­
samt zwei Tage von Unterricht freizuhalten. 

(3) lEine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 
2Ausreichende Pausen sind vorzusehen. 3Dem 
Nachmittagsunterricht soll eine Pause von minde­
stens 60 Minuten vorangehen. 

(4) Zu den grundsätzlichen Fragen des Unter­
richtsbeginns, der zeitlichen Anordnung des Unter­
richts sowie der Zahl und Länge der Pausen soll der 
Schulleiter die Lehrerkonferenz und den Schüler­
ausschuß hören. 
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§ 13 

Sclluljahr und Ferien 
(vgl. Art. 4 BayEUG) 

(1) IDer SchuljahresbeginJ? kann vom Schulträ­
ger mit Zustimmung der Regierung abweichend 
von Art. 4 Abs. 1 Satz 1 BayEUG festgelegt werden. 
2Er soll mit dem Unterrichts beginn für das erste 
Schuljahr übereinstimmen. 

(2) lDie Gesamtdauer der Ferien (unterrichtsfrei­
en Zeit) während eines Schuljahres beträgt unbe­
schadet §§ 9 und 10 Abs. 5 KrPfIG oder § 9 HebG 
mindestens 36 Werktage. 2Mindestens einmal im 
Jahr muß für jede Klasse eine zusammenhängende 
Ferienzeit von wenigstens drei Wochen vorgesehen 
werden. 3Die Ferienzeiten legt der Schulleiter im 
Einvernehmen mit dem Schulträger fest; er soll da­
zu die Lehrerkonferenz und den Schülerausschuß 
hören. 

§ 14 

Teilnahme 
(vgI.Art. 35 BayEUG) 

(1) I Die Schüler sind zur pünktlichen und regel­
mäßigen Teilnahme am Unterricht und an den son­
stigen verbindlichen Schulveranstaltungen ver­
pflichtet. 2Die durch die Teilnahme an verbindli­
chen Schulveranstaltungen entstehenden Auslagen 
müssen für alle zumutbar sein. 

(2) Die Entscheidung über Durchführung und 
Verbindlichkeit sonstiger Schulveranstaltungen 
trifft unbeschadet § 36 Nr.2 der Schulleiter. 

§ 15 

Verhinderung 

(1) lIst ein Schüler aus zwingenden Gründen ver­
hindert, am Unterricht oder an einer sonstigen ver­
bindlichen Schulveranstaltung teilzunehmen, so ist 
die Schule unverzüglich unter Angabe des Grundes 
schriftlich zu verständigen. 21m Fall fernmündli­
cher Verständigung ist eine schriftliche Mitteilung 
innerhalb einer Woche nachzureichen. 

(2) IBei Erkrankung von mehr als drei Unter­
richtstagen kann die Schule die Vorlage eines ärzt­
lichen Zeugnisses verlangen. 2Häufen sich krank­
heitsbedingte Schulversäumnisse oder bestehen an 
der Erkrankung Zweifel, sö kann die Schule die 
Vorlage eines ärztlichen oder schulärztlichen Zeug­
nisses verlangen. 3Wird das Zeugnis nicht vorgelegt, 
so gilt das Fernbleiben als unentschuldigt. 

(3) Ein ärztliches oder schulärztliches Zeugnis 
kann in der Regel nur dann als genügender Nach­
weis für die geltend gemachte Erkrankung aner­
kannt werden, wenn es auf Feststellungen beruht, 
die der Arzt während der Zeit der Erkrankung 
getroffen hat. 

§ 16 

Befreiung 

(1) lDie Befreiung vom Unterricht in Pflichtfä­
chern ist nicht zulässig. 2Von der Teilnahme an son­
stigen Unterrichtsveranstaltungen kann der Schul­
leiter in begründeten Ausnahmefällen befreien. 

(2) Über die Befreiung von einzelnen Unterrichts­
stunden oder Schulveranstaltungen wegen körper­
licher Beeinträchtigung entscheidet der Schulleiter, 
in eiligen Fällen der zuständige Lehrer. 

§ 17 

Beurlaubung 

(1) Schüler können in dringenden Ausnahmefäl­
len auf schriftlichen Antrag beurlaubt werden. 

(2) IDen Schülern ist ausreichende Gelegenheit 
zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten zu geben. 
2Zu r Teilnahme an Einkehrtagen und Rüstzeiten 
können Schüler bis zu zwei Schultagen im Schul­
jahr beurlaubt werden, wenn nicht besondere schu­
lische Gründe entgegenstehen. 

(3) IBei Unterricht an einzelnen Unterrichtstagen 
sind die Schüler auf schriftlichen Antrag zu beur­
lauben 
1. zu gesetzlich geregelten Anlässen, insbesondere 

zur Teilnahme 

a) an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen 
für Mitglieder des Betriebsrats oder der Ju­
gendvertretung nach § 37 Abs. 6 und 7 des Be­
triebsverfassungsgesetzes, soweit diese Ver­
anstaltungen Kenntnisse vermitteln, die für 
die Tätigkeit im Betriebsrat bzw. in der Ju­
gendvertretung erforderlich sind, 

b) an den Sitzungen des (Gesamt-)Betriebsrats 
oder der (Gesamt-)Jugendvertretung sowie 
der Betriebsjugendversammlung nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz, 

c) an den entsprechenden Veranstaltungen, Sit­
zungen und Versammlungen nach dem Bun­
despersonalvertretungsgesetz und dem Baye­
rischen Personalvertretungsgesetz, 

2. zur Teilnahme an Bildungsrnaßnahmen und ähn­
lichen Veranstaltungen nach Art. 1 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Freistellung von Arbeitnehmern für 
Zwecke der Jugendarbeit bis zu einer Gesamt­
dauer von einer Woche im Schuljahr. 

2Eine Beurlaubung nach Satz 1 Nr. 2 vom Block­
unterricht kann nicht gewährt werden. 

(4) Es kann angeordnet werden, daß versäumter 
Unterricht nachzuholen ist. 

(5) Für die Erteilung im Einzelfall ist zuständig 

1. bei Beurlaubung bis zu 15 Unterrichtstagen sowie 
bei Beurlaubung wegen Schwangerschaft oder 
Mutterschaft der Schulleiter, 

2. in den sonstigen Fällen die Schulaufsichtsbehör­
de. 
(6) ISoweit die Urlaubszeit nicht bereits nach § 9 

Satz 1, § 10 Abs. 5 Satz 1 KrPfIG, § 9 Satz 1 HebG auf 
die Ausbildungszeit angerechnet wird, ist die Ent­
scheidung der Regierung darüber herbeizuführen, 
ob die Anrechnung ausnahmsweise gewährt wird 
(§ 9 Satz 2, § 10 Abs. 5 Satz 2 KrPfIG, § 9 Satz 2 
HebG). 2Die Schule legt den Antrag mit einer Stel­
lungnahme vor. 
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§ 18 

Beendigung des Schulbesuchs 
(vgI.Art .34 BayEUG) 

(1) Im Fall des Art. 34 Abs. 1 Nr.3 aayEUG endet 
der Schulbesuch unabhängig vom Zeitpunkt der 
Aushändigung des Prüfungszeugnisses erst mit 
dem Ende des Schuljahres, in dem die staatliche 
Prüfung bestanden wird. 

(2) Im Fall des Art. 34 Abs. 1 Nr. 4 BayEUG endet 
der Schulbesuch, wenn die staatliche Prüfung end­
gültig nicht bestanden worden ist, l1}it der Bekannt­
gabe der Entscheidung über das Nichtbestehen der 
Prüfung. 

(3) Im Fall der Kündigung oder Aufhebung des 
Ausbildungsverhältnisses endet der Schulbesuch 
mit dem Wirksamwerden der Kündigung oder des 
Aufhebungsvertrags. 

(4) Der Schüler kann entlassen werden, wenn ' 
Tatsachen eintreten, die nach Feststellung der zu­
ständigen Regierung die Versagung der Erlaubnis 
nach § 2 Abs. 1 Nr.2 oder 3 KrPfIG oder § 2 Abs. 1 
Nr.2 oder 3 HebG rechtfertigen würden. 

(5) Die Höchstausbildungsdauer einschließlich 
möglicher Unterbrechungen beträgt bei den Be­
rufsfachschulen für Krankenpflege, Kinderkran­
kenpflege und Hebammen fünf Jahre, bei der Be­
rufsfachschule für Krankenpflegehilfe zwei Jahre 
ab dem Eintritt in das erste Schuljahr. . 

(6) 11m Fall einer Verkürzung der Ausbildung 
(vgl. § 7) verkürzt sich die Höchstausbildungsdauer 
um den entsprechenden Zeitraum. 21m Fall von § 7 . 
Abs.3 und 4 KrPflAPrV und § 10 Abs. 3 und 4 ' 
HebAPrV verlängert sie sich um den Zeitraum, der 
sich aus diesen Vorschriften ergibt. 

(7) Die Höchstausbildungsdauer gilt auch dann 
als überschritten, wenn feststeht, daß der Abschluß 
der Ausbildung nicht mehr innerhalb der Höchst­
ausbildungsdauer erreicht werden kann. 

Vierter Teil 

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, 
Vorrücken und Wiederholen, 

Zeugnisse 

§ 19 
Hausaufgaben 

1Um den Lehrstoff einzuüben und die Schüler zu 
eigener Tätigkeit anzuregen, werden Hausaufga­
ben gestellt, die von einem Schuler mit durch­
schnittlichem Leistungsvermögen in angemessener 
Zeit erledigt werden können. 2Auf die Inanspruch­
nahme der Schüler durch die praktische Ausbil­
dung ist bei Ausmaß und Fristen Rücksicht zu 
nehmen. 

§20 

Nachweise des Leistungsstands 
(vgl. Art. 31 BayEUG) 

(1) Leistungsnachweise im Sinn von Art. 31 Abs. 1 
BayEUG • ·.sind Schulaufgaben, Berichte sowie 
mündliche und praktische Leistungen. 

(2) 11n allen Pflichtfächern, in denen in dem 
Schuljahr planmäßig mindestens 40 Stunden Un­
terricht erteilt wird, werden in angemessenem Um­
fang Leistungsnachweise erhoben. 2Art und Zahl 
der Leistungsnachweise legt der Schulleiter im Be­
nehmen mit der Klassenkonferenz fest, soweit 
nichts Näheres bestimmt ist. 

(3) 1 Im ersten und im zweiten Halbj ahr des ersten 
Schuljahres sind an den Berufsfachschulen für 
Krankenpflege, Kinderkrankenpflege und Hebam­
men mindestens je vier Leistungsnachweise im 
fachtheoretischen Lernbereich und je zwei Lei­
stungsnachweise im fachpraktischen Lernbereich 
zu erbringen. 21m fachtheoretischen Lernbereich 
sind Schulaufgaben zu bearbeiten; Lerninhalte des 
berufsbezogenen allgemeinbildenden Unterrichts 
sind dabei in angemessenem Umfang zu berück­
sichtigen; darüber hinaus haben die Schüler ihren 
Leistungsstand durch mündliche Leistungen nach­
zuweisen. 31m fachpraktischen Lernbereich sind 
mündliche und praktische Leistungen zu erbringen; 
eine mündliche oder praktische Leistung kann 
durch einen Bericht ersetzt werden. 

§21 

Schulaufgaben 
(1) 1Schulaufgaben werden spätestens eine Wo­

che vorher angekündigt. 2An einem Tag soll nicht 
mehr als eine Schulaufgabe gehalten werden. 

(2) Der Schulleiter kann nach Rücksprache mit 
dem Lehrer und dem Fachbetreuer der Schule eine 
Schulaufgabe für ungültig erklären und die Anferti­
gung einer neuen anordnen, wenn die Anforderun­
gen nicht angemessen waren oder der Lehrstoff 
nicht genügend vorbereitet war. 

§22 

Besprechung, Aufbewahrung, Einsichtnahme 

(1) Schulaufgaben sollen innerhalb von drei Wo­
chen zurückgegeben und mit den Schülern bespro­
chen werden. 

(2) 1Schulaufgaben und Berichte werden aen 
Schülern auf Antrag mit nach Hause gegeben. 2Sie 
sind innerhalb einer Woche unverändert an die 
Schule zurückzugeben; andernfalls kann die Hin­
ausgabe weiterer Leistungsnachweise des Schülers 
unterbleiben. 

(3) Prüfungsaufgaben, Schulaufgaben und Be­
richte werden von der Schule für die Dauer von 
zwei Schuljahren nach Ablauf des Schuljahres, in 
dem sie geschrieben worden sind, aufbewahrt. 

(4) Den Schülern ist Gelegenheit zu geben, nach 
Abschluß der staatlichen Prüfung Einsicht in die 
Leistungsnachweise zu nehmen. 

§23 

Nachholung von Leistungsnachweisen 

(1) 1Versäumt ein Schüler einen angekündigten 
Leistungsnachweis mit ausreichender Entschuldi­
gung, so erhält er einen Nachtermin. 2Versäumt ein 
Schüler mehrere angekündigte Leistungsnachwei­
se mit ausreichender Entschuldigung, so kann je 
Fach ein Nachtermin für mehrere Leistungsnach­
weise angesetzt werden. 
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(2) IVersäumt der Schüler den Nachtermin mit 
ausreichender Entschuldigung, so kann eine 
schriftliche bzw. praktische Ersatzprüfung ange­
setzt werden. 2Eine schriftliche Ersatzprüfung kann 
auch angesetzt werden, wenn in einem Fach ohne 
Schulaufgaben der Schüler wegen seiner Versäum­
nisse auch mündlich nicht hinreichend geprüft wer­
den konnte. 3Eine mündliche Ersatzprüfung kann 
angesetzt werden, wenn in einem Fach mit Schul­
aufgaben die mündlichen Leistungen des Schülers 
wegen seiner Versäumnisse nicht hinreichend be­
urteilt werden können. 

(3) lEine Ersatzprüfung kann in einem Fach nur 
einmal im Halbjahr stattfinden. 2Sie kann sich über 
den gesamten bis dahin behandelten Unterrichts­
stoff des Schuljahres erstrecken. 3Der Termin der 
Ersatzprüfung ist dem Schüler spätestens eine Wo­
che vorher mitzuteilen. 4Mit dem Termin ist dem 
Schüler der Prüfungsstoff bekanntzugeben. 

(4) INimmt der Schüler an der Ersatzprüfung we­
gen Erkrankung nicht teil, so muß die Erkrankung 
durch ärztliches Zeugnis nachgewiesen werden. 
2Die Schule kann die Vorlage eines schulärztlichen 
Zeugnisses verlangen. 

§24 

Bewertung der Leistungen 

(1) IDen Noten sind folgende Wortbedeutungen 
zugrunde zu legen: 

1. Sehr gut (1) 
Die Note .. sehr gut" soll erteilt werden, wenn die 
Leistung den Anforderungen in besonderem Maß 
entspricht. 

2. Gut (2) 

Die Note .. gut" soll erteilt werden, wenn die Lei­
stung den Anforderungen voll entspricht. 

3. Befriedigend (3) 

Die Note .. befriedigend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung im allgemeinen den Anforderungen 
~ntspricht. 

4. Ausreichend (4) 

Die Note .. ausreichend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im gan­
zen den Anforderungen entspricht. 

5. Mangelhaft (5) 
Die Note ,,mangelhaft" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel 
in absehbarer Zeit behoben werden können. 

6. Ungenügend (6) 
Die Note "ungenügend" soll erteilt werden, wenn 
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft 
sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht be­
hoben werden können. 

2Der Begriff ,,Anforderunge~" bezieht sich auf den 
Umfang sowie auf die selbständige und richtige An­
wendung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig­
keiten sowie auf die Art der Darstellung. 

(2) IZwischennoten werden nicht erteilt. 2Erläute­
rungen einschließlich eventueller Notentendenzen 

und Schlußbemerkungen können auf den Arbeiten 
angebracht werden. 

(3) IBei der Bewertung einer schriftlichen Arbeit 
kann die äußere Form mit berücksichtigt werden. 
2Hat sich die Form auf die Benotung ausgewirkt, so 
ist dies in einer Bemerkung zum Ausdruck zu 
bringen. 

(4) Versäumt ein Schüler ohne ausreichende Ent­
schuldigung einen angekündigten Leistungsnach­
weis, verweigert er eine Leistung oder gibt er die 
Berichte nicht termingerecht ab, so wird die Note 6 
erteilt. 

(5) Hat sich ein Schüler dem Leistungsnachweis 
oder einem Teil des Leistungsnachweises unterzo­
gen, so können nachträglich gesundheitliche Grün­
de, denen zufolge die Leistung nicht gewertet wer­
den soll, nicht anerkannt werden. 

(6) IBedient sich der Schüler bei der Anfertigung 
einer zu benotenden schriftlichen oder praktischen 
Arbeit unerlaubter Hilfen (Unterschleif), so wird die 
Arbeit abgenommen und mit der Note 6 bewertet. 
2Bei Versuch kann ebenso verfahren werden. 3Als 
Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zugelas­
sener Hilfsmittel. 

§25 

Bildung der Jahresfortgangsnoten 

(1) Die Jahresfortgangsnote eines Pflichtfachs 
wird auf Grund der Einzelnoten für schriftliche, 
mündliche und gegebenenfalls praktische Lei­
stungsnachweise in pädagogischer Verantwortung 
festgesetzt. 

(2) IZur Wahrung der Gleichbehandlung der 
Schüler kann der Schulleiter im Benehmen mit der 
Lehrerkonferenz Richtlinien für die Bildung der 
Jahresfortgangsnoten festsetzen. 2Diese haben für 
die Lehrer unbeschadet ihrer pädagogischen Ver­
antwortung bindende Wirkung. 

§26 

Entscheidung über das Vorrücken 
(vgl. Art. 32 Bay EUG) 

(1) IDie Grundlage für die Entscheidung über das 
Vorrücken in das zweite Schuljahr der Berufsfach­
schulen für Krankenpflege, für Kinderkranken­
pflege und für Hebammen bilden die Leistungen in 
den Vorrückungsfächern des ersten Schuljahres. 
2Vorrückungsfächer sind alle Pflichtfächer, in de­
nen in dem maßgeblichen Schuljahr planmäßig 
mindestens 40 Stunden Unterricht erteilt werden. 
3Vom Vorrücken in das zweite Schuljahr ist aus­
geschlossen, wer im Jahreszeugnis in zwei Vorrük­
kungsfächern die Note 5 oder in einem Vorrük­
kungsfach die Note 6 oder an Stelle einer Note eine 
Bemerkung gemäß § 31 Abs. 2 erhalten hat, sofern 
nicht unter den Voraussetzungen des § 27 ein 
Notenausgleich zugebilligt oder des Art. 32 Abs. 6 
Satz 2 BayEUG und des § 28 ein Vorrücken auf Pro­
be gestattet wird. 4Die Entscheidung über das Vor­
rücken trifft unbeschadet § 31 Abs. 6 die Klassen­
konferenz. 

(2) IIn das dritte Schuljahr rücken alle Schüler 
vor, die das zweite Schuljahr durchlaufen haben. 
2Wenn bei einem Schüler zum Ende des zweiten 
Schuljahres die Voraussetzungen vorliegen, die 
nach Absatz 1 einem Vorrücken entgegenstünden, 
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wird in das Jahreszeugnis der Vermerk aufgenom­
men: "Die Erteilung der Bescheinigung nac}:l § 1 
Abs. 5 KrPflAPrV/ § 1 Abs. 4 HebAPrV ist gefähr­
det." 

§27 
Notenausgleich 

(1) ISchülern, deren Jahreszeugnis in zwei Vor­
rückungsfächern die Note 5 oder in einem Vorrük­
kungsfach die Note 6 aufweist und die in keinem 
anderen Vorrückungsfach eine schlechtere Note als 
4 erhalten haben, kann durch die Klassenkonferenz 
Notenausgleich zugebilligt werden, wenn sie min­
destens 

1. in einem Vorrückungsfach die Note 1, 

2. in zwei Vorrückungsfächern die Note 2 oder 

3. in drei Vorrückungsfächern die Note 3 

erzielt haben. 2Fächer, die Gegenstand der staat­
lichen Prüfung sind, können nur durch Fächer der 
staatlichen Prüfung ausgeglichen werden. 

(2) Notenausgleich ist ausgeschlossen 

1. wenn die Note 6 oder die beiden Noten 5 in Vor­
rückungsfächern erzielt wurden, die im ersten 
Schuljahr abschließen, 

2. bei Schülern, die das erste Schuljahr bereits zum 
zweiten Mal ohne Erfolg (§ 26 Abs. 1 Satz 3) 
besuchen, 

3. bei Schülern, deren schlechte Leistungen auf 
ungenügende Mitarbeit zurückzuführen sind. 

(3) Eine Bemerkung nach § 31 Abs. 2 wird bei 
Anwendung dieser Bestimmung der Note 6 gleich­
gestellt. 

§28 

Vorrücken auf Probe 

(1) Wird einem Schüler das Vorrücken auf Probe 
nach Art. 32 Abs. 6 Satz 2 BayEUG gestattet, sq wird 
in das Jahreszeugnis folgende Bemerkung aufge­
nommen: "Die Erlaubnis zum Vorrücken in die 
Jahrgangsstufe 2 hat er/sie auf Probe erhalten." 

(2) lDie Klassenkonferenz entscheidet, ob der 
Schüler die Probezeit bestanden hat oder zurück­
verwiesen wird. 2Die Probezeit endet mit dem letz­
ten Schultag der zwölften Unterrichtswoche nach 
Beginn des Schuljahres; eine Verlängerung ist 
nicht möglich. 31m übrigen gelten die Bestimmun­
gen über die Probezeit gemäß § 6 entsprechend. 

(3) Zurückverwiesene Schüler gelten als Wieder­
holungsschüler. 

§29 

Verbot des Wiederholens 

(1) Ist das Wiederholen nach Art. 32 Abs. 3 Bay­
EUG nicht zulässig, so wird in das Jahreszeugnis 
folgende Bemerkung eingetragen: "Der Schüler 
darf nach Art. 32 Abs. 3 BayEUG das erste Schul­
jahr dieser Berufsfachschule nicht wiederholen." 

(2) Über eine Befreiung von den Folgen des 
Art. 32 Abs. 3 BayEUG entscheidet die Lehrerkon­
ferenz von Amts wegen. 

(3) Werden für einen Schüler, der nach der Ent­
scheidung der Lehrerkonferenz nicht mehr wieder­
holen darf, nachträglich Umstände geltend ge­
macht, die bei der ersten Entscheidung nicht be­
kannt waren, so entscheidet die Lehrerkonferenz 
zu Beginn des zweiten Schuljahres erneut. 

§30 

Schülerbogen 

(1) IDie Schule führt für jeden Schüler einen 
Schülerbogen. 21n diesen werden die für den schuli­
schen Bildungsweg wesentlichen Feststellungen, 
Beobachtungen und Empfehlungen aufgenommen. 

(2) 1 Der Schülerbogen wird im Original oder in 
beglaubigter Abschrift beim Schulwechsel an die 
aufnehmende öffentliche oder staatlich anerkannte 
Schule weitergegeben. 2Er verbleibt mindestens 
20 Jahre im Archiv der zuletzt besuchten Schule. 

(3) Die Schüler können den Schülerbogen ein­
sehen. 

§31 

Jahreszeugnisse, Teilnahmebescheinigungen 
(vgI.Art.31 BayEUG) 

(1) Über die erzielten Leistungen werden am letz­
ten Unterrichtstag jedes Schuljahres Jahreszeug­
nisse ausgestellt, die dem vom Staatsministerium 
herausgegebenen Muster entsprechen müssen. 

(2) Hat ein Schüler in einem Fach keine hinrei­
chenden Leistungsnachweise erbracht und mit aus­
reichender Entschuldigung weder an Nachtermi­
nen noch an einer Ersatzprüfung teilgenommen, so 
wird an Stelle einer Note eine entsprechende Be­
merkung mit der Folge des § 26 Abs. 1 Satz 3 
aufgenommen. 

(3) Die Teilnahme am Unterricht in Wahlfächern 
wird durch eine den erzielten Fortschritt kenn­
zeichnende Bemerkung bestätigt; ohne ausreichen­
den Erfolg besuchter Wahlunterricht wird nicht 
erwähnt. 

(4) IBemerkungen im Sinn des Art. 31 Abs. 3 
Satz 3 BayEUG über Anlagen, Mitarbeit und Ver­
halten des Schülers sind in das Jahreszeugnis auf­
zunehmen. 20rdnungsmaßnahmen werden nur aus 
besonderem Anlaß erwähnt. 3Auf Wunsch des 
Schülers sind Tätigkeiten in der Schülermitverant­
wortung oder sonstige freiwillige Tätigkeiten für 
die Schulgemeinschaft zu vermerken. 

(5) IBei den Berufsfachschulen für Krankenpfle­
ge, für Kinderkrankenpflege und für Hebammen 
muß im Jahreszeugnis des ersten Schuljahres die 
Entscheidung über das Vorrücken vermerkt sein. 
21n das Jahreszeugnis des zweiten Schulj ahres wird 
gegebenenfalls der Vermerk nach § 26 Abs. 2 Satz 2 
aufgenommen. 

(6) IDas Zeugnis wird von der Klassenkonferenz 
festgestellt. 21n den Fällen des Nichtvorrückens, der · 
Gewährung von Notenausgleich oder des Vorrük­
kens auf Probe entscheidet die Lehrerkonferenz 
auf Empfehlung der Klassenkonferenz, wenn der 
Vorsitzende der Klassenkonferenz oder ein Drittel 
ihrer Mitglieder dies beantragt oder der Schulleiter 
dies aus besonderen Gründen für erforderlich hält. 
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(7) lAm Ende des letzten Schuljahres, bei den Be­
rufsfachschulen für Krankenpflegehilfe des einzi­
gen Schuljahres, wird gleichzeitig mit der Be­
schlußfassung über das Jahreszeugnis über die Er­
teilung der Bescheinigung nach § 1 Abs. 5 
KrPflAPrV oder § 1 Abs. 4 HebAPrV entschieden. 
2Die Bescheinigung wird nicht erteilt, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, die nach § 26 Abs. 1 ei­
nem Vorrücken entgegenstünden, und wenn kein 
Notenausgleich zugebilligt wird. 3Sie wird ferner 
nicht erteilt, wenn die Teilnahme an der prakti­
schen Ausbildung nicht regelmäßig gewesen ist. 
4Die Entscheidung trifft die Lehrerkonferenz. 

§ 32 

Bescheinigung über die Dauer 
des Schulbesuchs 

Verlassen Schüler während eines Schuljahres die 
Schule oder werden sie entlassen, so erhalten sie 
auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer des 
Schulbesuchs und die bis zum Ausscheiden erziel­
ten Leistungen. 

§ 33 

Qualifizierter beruflicher Bildungsabschluß 

1 Der qualifizierte berufliche Bildungsabschluß 
wird Schülern zuerkannt, die in der staatlichen 
Prüfung in der Krankenpflege, der Kinderkranken­
pflege oder zur Hebamme/zum Entbindungspfleger 
eine Durchschnittsnote von mindestens 2,50 er­
reicht haben und die entweder den qualifizierenden 
Hauptschulabschluß oder im Jahreszeugnis des 
letzten Schuljahres der Berufsfachschule eine 
Durchschnittsnote von m indestens 2,50 nachwei­
sen. 2Hierüber wird ein besonderes Zeugnis ausge­
stellt, das dem vom Staatsministerium herausgege­
benen Muster entsprechen muß. 

Fünfter Teil 

Prüfungen 
(vgl. Art. 33 BayEUG) 

§34 

Staatliche Prüfungen 

(1) Die staatliche Prüfung wird an den Berufs­
fachschulen für Krankenpflege, für Kinderkran­
kenpflege und für Krankenpflegehilfe nach den Be­
stimmungen der Ausbildungs- und Prüfungsver­
ordnung für die Berufe in der Krankenpflege in 
ihrer jeweils gültigen Fassung durchgeführt. 

(2) Die staatliche Prüfung wird an den Berufs­
fachschulen für Hebammen nach den Bestimmun­
gen der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Hebammen in ihrer jeweils gültigen Fassung 
durchgeführt. 

Sechster Teil 

Schulleiter, Lehrerkonferenz, 
Klassenkonferenz 

(vgl. Art. 36 und 37 Bay EUG) 

§35 

Schulleiter 

(1) IDer Schulleiter erfüllt die ihm durch Rec.hts­
und Verwaltungsvorschriften sowie durch Weisun­
gen der Schulaufsichtsbehörden übertragenen Auf­
gaben. 2Er führt die Verwaltungsgeschäfte, sorgt 
für die Sicherheit im Bereich der Schulanlage 'und 
übt das Hausrecht in der Schulanlage aus. 3Der 
Schulleiter erläßt unter Mitwirkung der Personal­
vertretung, der Lehrerkonferenz, des Schüleraus­
schusses und des Aufwandsträgers eine Hausord­
nung. 

(2) Soweit keine andere Zuständigkeit festgelegt 
ist, entscheidet in Angelegenheiten dieser Schul­
ordnung der Schulleiter. 

(3) 11m Fall einer gemeinsamen Schulleitung im 
Sinn von § 5 Abs. 2 Nr. 1 KrPflG, § 10 Abs. 2 Nr. 1 
KrPflG oder § 6 Abs. 2 Nr. 1 HebG nehmen ihre Mit­
glieder die durch die Gesetze und durch diese 
Schulordnung dem Schulleiter zugewiesenen Auf­
gaben gemeinsam wahr. 2Der Schulträger kann 
Aufgaben einem der beiden Mitglieder allein zu­
weisen. 31st ein Mitglied der Schulleitung neben­
amtlich oder nebenberuflich an der Schule tätig, so 
sind die Aufgaben der Schulleitung im erforderli­
chen Umfang dem hauptamtlich oder hauptberuf­
lich an der Schule tätigen Mitglied zu übertragen. 

§ 36 

Aufgaben der Lehrerkonferenz 

Die Lehrerkonferenz beschließt im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 37 Abs. 3 und 4 BayEUG auch 
über 

1. Beschwerden von grundsätzlicher Bedeutung ge­
gen allgemeine Unterrichts- und Erziehungs­
maßnahmen der Schule mit Ausnahme von Auf­
sichtsbeschwerden gegen die Schule und von 
Dienstaufsichtsbeschwerden, 

2. Veranstaltungen, die die gesamte Schule betref­
fen. 

§37 

Sitzungen 

(1) IDie Sitzungen der Lehrerkonferenz sind 
nicht öffentlich. 2Sie sind außerhalb der regelmäßi­
gen Unterrichtszeit durchzuführen. 

(2) lDie Lehrerkonferenz kann beschließen, daß 
bei der Beratung einzelner Tagesordnungspunkte 
Klassensprecher, Schülersprecher, Vertreter des 
Aufwandsträgers, der Pflegedienstleitung oder Lei­
tung des Hebammendienstes und der Kranken­
hausleitung, Vertreter von Behörden und Kirchen 
sowie der Schularzt Gelegenheit zur Äußerung er­
halten. 2Art. 40 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 BayEUG 
bleibt unberührt. 
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§38 

Einberufung 

(1) Der Schulleiter beruft die Lehrerkonferenz 
bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Schul­
jahr,ein. 

(2) Die Lehrerkonferenz muß innerhalb von 14 
Tagen einberufen werden, wenn mindestens ein 
Viertel der Mitglieder oder die Schulaufsichtsbe­
hörde dies verlangt. 

(3) IDer Vorsitzende hat Ort, Zeit und Tagesord-' 
nung der Sitzung den Mitgliedern mindestens eine 
Woc~e yor Beginn schriftlich bekanntzugeben. 2Die 
schrIfthche Bekanntgabe kann durch Aushang in 
der an der Schule üblichen Weise erfolgen. 3In drin­
genden Fällen ist der Vorsitzende an die Frist nicht 
gebunden. 

§ 39 

Teilnahmepflicht 

(1) IDie Mitglieder der Lehrerkonferenz sind ver­
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 2Neben­
amtlich oder nebenberuflich tätige Lehrer sind 
hier~u nur in dem Umfang verpflichtet, in dem ein 
unmIttelbarer Zusammenhang mit dem von ihnen 
erteilten Unterricht besteht. 

(2) Der Vorsitzende kann in Ausnahmefällen von 
der Teilnahme an einzelnen Sitzungen befreien. 

§40 

Tagesordnung 

(1) Der Vorsitzende setzt die Tagesordnung fest. 

(2) IJedes Mitglied kann die Behandlung zusätzli­
cher Tagesordnungspunkte beantragen. 2Wider­
s~richt ei~ D~ittel der Mitglieder der Behandlung 
e~nes zusatzhchen Tagesordnungspunktes, so ist 
dIe Angelegenheit auf die Tagesordnung der näch­
sten Sitzung zu setzen. 

§41 

Beschlußfähigkeit 

(1) Die Lehrerkonferenz ist beschlußfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der zur Teilnahme verpflichteten 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) lWird die Lehrerkonferenz zum zweitenmal 
zur Behandlung desselben Gegenstands zusam­
mengerufen, so ist sie insoweit ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen beschlußfähig. 2Bei der 
zweiten Einladung muß auf diese Bestimmung hin­
gewiesen werden. 

(3) In Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfähigkeit nach Art. 64 
Abs. 1 Satz 2 und Art. 65 Abs. 1 Satz 3 BayEUG. 

§42 

Stimmberechtigung 

(1) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Leh­
rerkonferenz. 

(2) lEin Mitglied darf an der Beratung und Ab­
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß 
ihm selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten 
oder Verschwägerten bis zum dritten Grad oder 

einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht ver­
tretenen natürlichen oder juristischen Person ei­
nen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann. 20b diese Voraussetzungen vorliegen, ent­
scheidet die Lehrerkonferenz ohne Mitwirkung des 
Betroffenen. 

§43 

Beschlußfassung 
(1) IJeder anwesende stimmberechtigte Lehrer 

ist bei Abstimmungen zur Stimmabgabe verpflich­
tet. 2Dies gilt nicht für nach § 42 Abs. 2 von der Ab­
stimmung ausgeschlossene Lehrer und für nach 
Art. 63 Abs. 8 Satz 2 BayEUG eingeschaltete Lehrer. 

(2) IBeschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefaßt; in Entlassungs- und Ausschlußverfahren 
richtet sich die Beschlußfassung nach Art. 64 Abs. 1 
Satz 1 und Art. 65 Abs.1 Satz 2 BayEUG. 2Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

§44 

Niederschrift 

(1) lÜber jede Sitzung ist eine Niederschrift anzu­
fertigen. 2Der Vorsitzende bestimmt- den Schrift­
führer. 

(2) Die Niederschrift muß Datum, Beginn und En­
de der Sitzung, die Namen der Anwesenden, die be­
handelten Gegenstände und das Abstimmungser­
gebnis, bei wichtigen Entscheidungen ferner die 
maßgebenden Gründe enthalten. 

(3) lDie Niederschrift ist vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen und zu Beginn 
der nächsten Sitzung zu genehmigen. 2Einsprüche 
gegen die Niederschrift sind zu vermerken. 

(4) IDie Mitglieder der Lehrerkonferenz haben 
das Recht, die Niederschrift einzusehen. 2Die Nie­
derschrift ist zehn Jahre aufzubewahren. 

§45 

Klassenkonferenz 
(vgl. Art. 32 Bay EUG) 

Für die Sitzungen der Klassenkonferenz gelten 
§ 37 Abs. 1, §§ 39, 40, 41 Abs. 1 und 2 und §§ 42 bis 44 
entsprechend. 

. Siebter Teil 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

Abschnitt I 

Schülermitverantwortung 
(vgI.Art.40und41 BayEUG) 

§46 

Allgemeines 

(1) Die Aufgaben und Rechte der Schülermitver­
antwortung (SMV) erstrecken sich auf Angelegen­
heiten der Schüler in der praktischen Ausbildung 
nur insöweit, als die Schule dafür Verantwortung 
trägt und als das Wohl der Patienten oder Pflegebe­
fohlenen und die Schweigepflicht nicht entgegen­
stehen. 
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(2) lZur Durchführung einzelner Aufgaben der 
SMV gebildete Arbeitsgruppen müssen allen Schü­
lern offenstehen. 2Die Arbeitsgruppen dürfen keine 
einseitigen politischen oder weltanschaulichen Zie­
le verfolgen. 3Jede Arbeitsgruppe soll einen bera­
tenden Lehrer wählen. 

(3) IDie Durchführung einer Veranstaltung und 
die Bildung einer Arbeitsgruppe sind unter Angabe 
des Zwecks, der Beteiligten und der Leitung dem 
Schulleiter rechtzeitig anzuzeigen. 2Dieser soll die 
erforderlichen Räume und Einrichtungen der 
Schule zur Verfügung stellen. 

(4) IDie Verbreitung schriftlicher Mitteilungen im 
Rahmen der SMV an die Schüler ist nur dem Schü­
lerausschuß gestattet. 2Sie bedarf der Genehmi­
gung des Schulleiters. 

(5) IVeranstaltungen im Rahmen der SMV unter­
liegen der Aufsicht der Schule. 2Wenn der Schullei­
ter einen Schüler mit der Sicherstellung des geord­
neten Ablaufs einer Veranstaltung betraut, haben 
die Teilnehmer die Anordnungen dieses Schülers 
zu befolgen. 

(6) Ein Mitglied der Schülervertretung scheidet 
bei Verlust der Wählbarkeitsvoraussetzungen, bei 
schriftlichem Verlangen seiner Erziehungsberech­
tigten und bei Rücktritt aus seinem Amt aus. 

§47 

Klassensprecher, Klassensprecherversammlung 

(1) IDer Klassensprecher und sein Stellvertreter 
werden jeweils für ein Schuljahr gewählt. 2Wahllei­
ter ist der Klassenleiter. 

(2) IGewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge­
gebenen gültigen Stimmen erhält. 2Wird die Mehr­
heit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet 
eine Stichwahl unter de'n beiden Bewerbern mit 
den höchsten Stimmenzahlen statt. 3Bei Stimmen­
gleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 

(3) IScheidet ein Klassensprecher oder ein Stell­
vertreter aus seinem Amt aus, so findet für den Rest 
des Schuljahres eine Neuwahl statt. 2Gleiches gilt, 
wenn mindestens zwei Drittel der Wahlberechtig­
ten eine Neuwahl verlangen. 

(4) IDie Klassensprecherversammlung tritt bei 
Bedarf zusammen. 2Der Antrag ist rechtzeitig unter 
Beifügung der Tagesordnung vom Schülersprecher 
beim Schulleiter zu stellen. 3Die Klassensprecher­
versammlungen sind so zu legen, daß Klassenspre­
cher, die sich in praktischer Ausbildung befinden, 
an den Versammlungen teilnehmen können, ohne 
daß die praktische Ausbildung unterbrochen wer­
den muß. 

§48 

Schüler sprecher, Schülerausschuß 

(1) IDie Schülersprecher werden jeweils für ein 
Schuljahr von den Klassensprechern und ihren 
Stellvertretern schriftlich und geheim in getrenn­
ten Wahlgängen gewählt. 2Wahlleiter ist der Schul­
leiter oder ein von ihm beauftragter Lehrer. 

(2) IDie Wahl findet innerhalb von zwei Wochen 
nach der Wahl der Klassensprecher statt. 2Die Gül­
tigkeit der Wahl setzt die Anwesenheit von minde­
stens zwei Dritteln der Wahlberechtigten voraus. 

3Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten 
hat. 4Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl 
statt; bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ent­
scheidet das Los. 

(3) Die drei Schülersprecher sollen nach Möglich­
keit aus verschiedenen Klassen und mehreren 
Jahrgangsstufen sein. 

(4) IScheidet ein Schülersprecher aus seinem 
Amt aus, so findet für den Rest des Schuljahres eine 
Neuwahl statt. 2Gleiches gilt, wenn mindestens zwei 
Drittel der Wahlberechtigten eine Neuwahl verlan­
gen. 

§49 

Geschäftsordnung 

1 Die Klassensprecherversammlung und der 
Schülerausschuß können sich jeweils eine Ge­
schäftsordnung geben. 2Diese bedarf der Genehmi­
gung des Schulleiters und ist in der Schule be­
kanntzugeben. 

§50 

Finanzierung und finanzielle Abwicklung 
von Veranstaltungen der SMV 

(1) IDie notwendigen Kosten der SMV trägt der 
Aufwandsträger im Rahmen der zur Verfügung ste­
henden Haushaltsmittel. 2Aufwendungen der SMV 
können ferner durch Zuwendungen Dritter oder 
durch Einnahmen aus Veranstaltungen finanziert 
werden. 

(2) Finanzielle Zuwendungen an die Schule für 
Zwecke der SMV dürfen nur entgegengenommen 

. werden, wenn sie nicht mit Bedingungen verknüpft 
sind, die der Aufgabe der SMV widersprechen. 

(3) lÜber die aus Zuwendungen Dritter sowie die 
aus Veranstaltungen zur Verfügung stehenden Ein­
nahmen und deren Verwendung ist ein Nachweis zu 
führen. 2In dem Nachweis sind alle Einzahlungen 
und Auszahlungen einzeln und getrennt voneinan­
der darzustellen und zu belegen. 3Die Verwaltung 
der Gelder und die Führung des Nachweises oblie­
gen dem Schülerausschuß gemeinsam mit einem 
Lehrer. 4Die Schule kann ein Konto einrichten, das 
ein Schülersprecher und ein Lehrer gemeinsam 
verwalten; der Schulleiter erteilt diesen insoweit ei­
ne Gesamtzeichnungs~efugnis. 5Die Verwaltung 
der Gelder einschließlich der Kontenführung un­
terliegt der jederzeit möglichen Prüfung durch den 
Schulleiter oder einen von ihm beauftragten Lehrer 
im Benehmen mit der Klassensprecherversamm­
lung. 6Im Schulhalbjahr findet mindestens eine 
Prüfung statt. 

§ 51 

Schülerzeitung 

(1) IDie Schülerzeitung darf nur Beiträge enthal­
ten, die von Schülern oder Lehrern der Schule ver­
antwortlich bearbeitet sind. 2Vor ihrer Herausgabe 
wird dem Schülerausschuß Gelegenheit gegeben, 
Änderungen anzuregen. , 

(2) IDie Arbeitsgruppe Schülerzeitung wählt aus 
ihrer Mitte einen Sprecher und einen Stellvertreter. 
2Die Arbeitsgruppe und die Bearbeiter der einzel­
nen Beiträge sind dem Schulleiter verantwortlich. 
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(3) IDie Schülerzeitung wird aus dem Verkaufs­
erlös, aus Anzeigenwerbung und aus Zuwendungen 
Dritter finanziert. 2Die Arbeitsgruppe verwaltet ih­
re Gelder selbst. 3§ 49 Abs. 2 und 3 gelten entspre­
chend. 

(4) IWird durch die Ausgabe einer Schülerzeitung , 
ein Erlös erzielt, der die Unkosten übersteigt, so ist 
zunächst der Betrag, der durch Zuschüsse erbracht 
worden ist, für die weitere Arbeit sicherzustellen. 
2Ein darüber hinausgehender Überschuß kann mit 
Stimmenmehrheit der an der Arbeitsgruppe betei­
ligten Schüler verteilt werden; die Verteilung er­
folgt nach Abrechnung jeder einzelnen Ausgabe. 
3Bei der Auflösung der Arbeitsgruppe vorhandene 
Gelder und Einrichtungen werden vom Schulleiter 
zugunsten einer neuen Arbeitsgruppe Schülerzei­
tung oder zur Förderung der SMV verwendet. 

§ 52 

Abschluß von Rechtsgeschäften 

(1) ISoweit im Rahmen von Veranstaltungen der 
SMV Handlungen notwendig werden, die Verpflich­
tungen rechtsgeschäftlicher Art mit sich bringen, 
bedarf der handelnde Schüler zum .Abschluß des 
Rechtsgeschäfts der schriftlichen Vollmacht durch 
den Schulleiter oder einen von diesem beauftragten 
Lehrer. 2Dies gilt für Rechtsgeschäfte im Zusam­
menhang mit der Vorbereitung einer Schülerzei­
tung nur insoweit, als die Arbeitsgruppe nicht über 
Geldmittel in der erforderlichen Höhe verfügt. 

(2) Klassensprecher und Schülersprecher dürfen 
ihre Funktionsbezeichnung nur im Rahmen ihrer 
schulischen Arbeit verwenden. 

Abschnitt 11 
Elternvertretung 

(vgl. Art. 42 bis 46 Bay EUG) 

§ 53 

Elternvertretung 

An den Berufsfachschulen für Krankenpflege, 
Kinderkrankenpflege, Krankenpflegehilfe und 
Hebammen wird eine Elternvertretung nicht einge­
richtet. 

Achter Teil 

Veranstaltungen und Tätigkeiten 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Erhebungen 
(vgl. Art. 61 und 62 BayEUG) 

§54 

Veranstaltungen 
nicht zur Schule gehöriger Personen, 

Informationsbesuche 

(1) IVeranstaltungen (z.B. Vorträge, Lichtbild­
und Filmvorführungen, Theateraufführungen) 
nicht zur Schule gehöriger Personen in der Schule 
bedürfen der Genehmigung des Schulleiters. 2Die 
Genehmigung kann erteilt werden, wenn der Ver­
anstaltung eine unterrichtliche oder erzieherische 
Bedeutung zukommt. 3Mit der Genehmigung ist die 
Veranstaltung zur verbindlichen oder nichtver-

bindlichen schulischen Veranstaltung zu erklären. 
4Sätze 1 bis 3 gelten für den von der Schule durch­
geführten Besuch solcher Veranstaltungen außer­
halb der Schulanlage entsprechend. 

(2) IVorträge, bei denen audiovisuelle Medien 
verwendet werden, bedürfen über § 10 Abs. 1 hinaus 
einer an den Vortragenden gebundenen Zulassung 
durch eine staatliche Landesbildstelle. 2Bei Vorträ­
gen zu Themen des fachtheoretischen und fach­
praktischen Unterrichts entscheidet der Schullei­
ter. 

(3) IInformationsbesuche nicht zur Schule gehö­
r~ger Personen im Unterricht sind nicht zulässig. 
2Uber Ausnahmen entscheidet der Schulleiter. 

§55 

Sammlungen 

(1) IIn der Schule sind Sammlungen für außer­
schulische Zwecke und die Aufforderung an die 
Schüler, sich an Sammlungen in der Öffentlichkeit 
zu, beteiligen, unzulässig. 2Ausnahmen kann der 
Schulleiter genehmigen. 3Unterrichtszeit darf für 
Sammlungstätigkei~en nicht verwendet werden . . 

(2) ISpenden der Schüler oder Schülereltern für 
schulische Zwecke dürfen von Schulleiter und Leh­
rern nicht angeregt werden. 2Soweit so1che Spen­
den durch Schüler oder Schülereltern selbst veran­
laßt werden, ist eine Einflußnahme durch die Schu­
le zu vermeiden. 

§ 56 

Pausenverkauf, Sammelbestellungen 

(1) IWährend der Pausen ist der Verkauf von ein­
fachen Speisen und alkoholfreien Getränken er­
laubt. 2Die Einzelheiten regelt der Schulleiter. 3Die 
Aufstellung von.Warenautomaten in der Schulanla­
ge setzt bei staatlichen Schulen voraus, daß 

1. der Aufwandsträger mit der Aufstellerfirma ei­
nen jederzeit kündbaren Mietvertrag abschließt, 
in dem ein Verzicht auf Schadenersatzansprüche 
gegen den Freistaat Bayern und seine Bedienste­
ten enthalten ist, 

2. der Schulleiter unter Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs zustimmt, 

3. die Aufstellerfirma durch Vorlage einer fachwis­
senschaftlichen Bescheinigung den Nachweis er­
bringt, daß der Automat hygienisch einwandfrei 
ist. 

(2) Sammelbestellungen sind nur zulässig, wenn 
besondere schulische Gründe sie erfordern. 

§57 

Druckschriften, Plakate 

(1) IDruckschriften dürfen in der Schulanlage an 
die Schüler nur verteilt werden, wenn sie für Erzie­
hung und Unterricht förderlich sind und keine 
kgmmerzielle oder politische Werbung enthalten. 
2Uber die Verteilung entscheidet der Schulleiter. 
3Die Vorschriften über die Berufsberatung in den 
Schulen bleiben unberührt. 
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(2) I Plakate, die sich an Schüler wenden, dürfen 
ausgehängt werden, wenn sie auf Ve:r;anstaltungen 
h inweisen oder sich auf Gegenstände beziehen, die 
für Erziehung und Unterricht förderlich sind. 2Die 
Genehmigung erteilt der Schulleiter. 

§58 

Bild-, Film-, Fernseh- und 
Tonaufnahmen 

(1) IBild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in 
der Schule sind, soweit sie nicht zum Unterricht ge­
hören, nur nach Zustimmung des Schulleiters zu­
lässig. 2Die Zustimmung setzt voraus 

1. bei Bild-, Film- und Fernsehaufnahmen in der 
Schulanlage das schriftliche Einverständnis des 
Schulträgers, 

2. für die Mitwirkung minderjähriger Schüler das 
schriftliche Einverständnis der Erziehungsbe­
rechtigten, die über das Vorhaben zu unterrich­
ten sind. 

3Satz 2 gilt nicht für Aufnahmen von Klassenbil- ' 
dern und Bildern von besonderen schulischen Ver­
anstaltungen. 

(2) Die Beteiligung der Lehrer und Schüler ist' 
freiwillig. 

§59 
Erhebungen 

(1) lErhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind in den 
Schulen nur nach Zustimmung der Schulaufsichts­
behörde zulässig. 2Bezieht sich die Erhebung auch 
auf ßchulen, die der unmittelbaren Schulaufsicht 
des Staats ministeriums unterstehen, oder auch auf 
Schulen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Schulaufsichtsbehörde, trifft die Entscheidung das 
Staatsministerium. 

(2) lDie Genehmigung kann erteilt werden, wenn 
an der Erhebung ein erhebliches pädagogisch-wis­
senschaftliches Interesse anzuerkennen ist und 
sich die Belastung der Schule in zumutbarem Rah­
men hält. 2Sie kann mit Auflagen und Bedingungen 
verbunden werden. 3Durch Auflagen ist insbeson­
dere sicherzustellen, daß 

1. aus der Erhebung keine Rückschlüsse auf einzel­
ne Schüler, Erziehungsberechtigte oder Lehrer 
gezogen werden können und die Anonymität der 
Betroffenen gewahrt bleibt, 

2. die Erhebung außerhalb der Unterrichtszeit 
durchgeführt wird, es sei denn, daß der Zweck der 
Erhebung ihre Verlegung in die Unterrichtszeit 
gebietet. 

4Mit der Genehmigung wird festgelegt, ob Schüler 
und Lehrer zur Mitwirkung bei der Erhebung ver­
pflichtet sind oder ob die Erhebung auf freiwilliger 
Grundlage nur nach Zustimmung der Betroffenen 
durchgeführt werden darf. 

(3) Keiner Genehmigung bedürfen Erhebungen 
der Schulaufsichtsbehörden, des Landesamts für 
Statistik und Datenverarbeitung und im Rahmen 
seiner Aufgaben des jeweiligen Schulträgers. 

Neunter Teil 

Folgen von Pflichtverletzungen 
(vgl. Art. 63 bis 65 BayEUG) 

§60 

Ordnungsrnaßnahmen 

(1) Bei der Anwendung der Vorschriften dieses 
Teils ist davon auszugehen, daß auch grobe Pflicht­
verletzungen im Rahmen der praktischen Ausbil­
dung geeignet sind, die Verwirklichung der Aufgabe 
der Schule zu gefährden. 

(2) lEine Bindung an die Reihenfolge der Ord­
nungsmaßnahmen nach Art. 63 Abs. 2 BayEUG be­
steht nicht. 2Eine Ordnungsmaßnahme kann wie­
derholt getroffen werden. 3Der Entlassung soll de­
ren Androhung vorausgehen. 

(3) I Die Ordnungsrnaßnahmen des Ausschlusses 
vom Unterricht nach Art. 63 Abs. 2 Nrn.4 und 5 Bay­
EUG sind gegenüber einem Schüler jeweils nur ein­
mal im Schuljahr zulässig. 2Die Ordnungsmaßnah­
me des Ausschlusses vom Unterricht für zwei bis 
vier Wochen kann erst getroffen werden, wenn der 
Ausschluß des Schülers vom Unterricht für drei bis 
sechs Unterrichtstage keinen Erfolg gezeigt hat. 

(4) Beim Ausschluß vom Unterricht, bei der An­
drohung der Entlassung und bei der Entlassung ist 
auch über die Frage der sofortigen Vollziehung zu 
beschließen. 

(5) IOrdnungsmaßnahmen werden dem Schüler 
oder gegebenenfalls den Erziehungsberechtigten 
schriftlich unter Angabe des zugrunde liegenden 
Sachverhalts mitgeteilt. 2Die Mitteilung des Aus­
schlusses vom Unterricht erfolgt vor dessen Voll­
zug. 

(6) Die Schulaufsichtsbehörde ist berechtigt, Ord­
nungsmaßnahmen der Schule aufzuheben, abzuän­
dern oder eine neue Entscheidung zu verlangen. 

(7) Ordnungsrnaßnahmen und Maßnahmen des 
Hausrechts sind nebeneinander zulässig. 

§61 

Entlassung 

(1) IDie Untersuchung ist vom Schulleiter oder 
einem vori ihm beauftragten Mitglied der Lehrer­
konferenz zu führen. 2Dem Schüler ist nach Auf­
nahme der Untersuchung ausreichend Gelegenheit 
zu geben, sich zu äußern. 

(2) IDas vorläufige Ergebnis der Untersuchung 
wird dem Schüler oder gegebenenfalls den Erzie­
hungsberechtigten gegen Nachweis mitgeteilt. 2Der 
Schüler oder die Erziehungsberechtigten sind 
gleichzeitig unter angemessener Fristsetzung auf 
die Möglichkeit zur Stellungnahme und auf ihre 
Rechte nach Art. 63 Abs. 8 Satz 1 BayEUG hinzu­
weisen. 3Das Ergebnis der Untersuchung wird unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme des Schülers 
oder der Erziehungsberechtigten schriftlich nieder­
gelegt. 
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Zehnter Teil § 63 

Schlußvorschriften 

§62 

Schulaufsicht 
(vgl. Art. 87 bis 91 BayEUG) 

(1) Soweit diese Verordnung Zuständigkeiten 
festlegt, bleibt das Weisungsrecht der Schulauf­
sichtsbehörden unberührt. 

(2) Die Schulaufsichtsbehörde kann von einzel­
nen Bestimmungen dieser Verordnung Ausnahmen 
gewähren, wenn die Anwendung der Bestimmung 
im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen wür­
de und die Abweichung auch unter dem Gesichts­
punkt der Gleichbehandlung unbedenklich er­
scheint. 

(3) IStaatsministerium im Sinn dieser Verord­
nung ist das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus. 2Schulaufsichtsbehörde im Sinn dieser Ver­
ordnung ist die örtlich zuständige Regierung. 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in 
Kraft. 

(2) IGleichzeitig treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die dieser Verordnung entgegenstehen oder 
entsprechen'. 21nsbesondere tritt die Verordnung 
über ergänzende Bestimmungen zur Allgemeinen 
Schulordnung für Berufsfachschulen für Hebam­
men (EBASchO BFS Hebammen) vom 20. August 
1979 (KMBl I S. 445) außer Kraft, soweit sich nicht 
aus Satz 3 etwas anderes ergibt. 3Für Schüler die 
gemäß § 27 Abs. 3 KrPflG oder § 27 Abs. 2 HebG 'ihre 
Ausbildung nach den vor dem Inkrafttreten dieser 
Gesetze geltenden Vorschriften abschließen, gelten 
an Stelle der §§ 2, 3, 9,18 Abs.1, §§ 19 bis 29 31 und 34 
die bisherigen einschlägigen Regelung~n weiter. 
41m übrigen werden die §§ 19 bis 29 und 31 an jeder 
Schule erst mit dem Schuljahr wirksam, das nach 
dem 31. Juli 1988 beginnt. 

München, den 19. Mai 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Hans Zeh e t mai r, Staats minister 

Anlage! 

Auszug aus der Anlage 1 Teil A 
zu § 1 Abs.l KrPflAPrV 

Unterrichtsfach 

1. Berufs-, Gesetzes- und Staatsbürgerkunde 

2. Hygiene und medizinische Mikrobiologie 

3. Biologie, Anatomie und Physiologie 

4. Fachbezogene Physik und Chemie 

5. Arzneimittellehre 

6. Allgemeine und spezielle Krankheitslehre einschließlich Vorsorge, Diagnostik, 
Therapie und Epidemiologie 

7. Grundlagen der Psychologie, Soziologie und Pädagogik 

8. Krankenpflege 

9. Grundlagen der Rehabilitation 

10. Einführung in die Organisation und Dokumentation im Krankenhaus 

11. Sprache und Schrifttum 

12. Erste Hilfe 

Zur Verteilung auf die Fächer 1 bis 12 

I) davon bis zu 20 Stunden lehrplanmäßige Übungen 

') fachpraktischer Unterricht 

Stundenzahl insgesamt: 

Stunderzahl 

1201) 

1201) 

1201) 

40 1) 

601) 

3601) 

1001) 

4802) 

20 

301) 

20 

302) 

1003) 

- 1600 

3) je nach Zuordnung ganz oder teilweise fachpraktischer Unterricht; im übrigen sind lehrplanmäßige Übungen möglich 
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Auszug aus der Anlage 2 Teil A 
zu § 1 Abs.l KrPflAPrV 

Unterrichtsfach 

1. Berufs-, Gesetzes- und Staatsbürgerkunde 

2. Hygiene und medizinische Mikrobiologie 

3. Biologie, Anatomie und Physiologie 

4. Fachbezogene Physik und Chemie 

5. Arzneimittellehre 

6. Allgemeine und spezielle Krankheitslehre einschließlich Vorsorge, Diagnostik, 
Therapie und Epidemiologie 

7. Grundlagen der Psychologie, Soziologie und Pädagogik 

8. Kinderkrankenpflege 

9. Grundlagen der Rehabilitation 

10. Einführung in die Organisation und Dokumentation im Krankenhaus 

11. Sprache und Schrifttum 

12. Erste Hilfe 

Zur Verteilung auf die Fächer 1 bis 12 

Stundenzahl insgesamt: 

1) davon bis zu 20 Stunden' lehrplan mäßige Obungen 

2) fachpraktischer Unterricht 

Anlage 2 

Stundenzahl 

1201) 

1201) 

1201) 

401) 

601) 

3601) 

1001) 

4802) 

20 

301) 

20 

302) 

1003) 

1600 

3) je nach Zuordnung ganz oder teilweise fachpraktischer Unterricht; im übrigen sind lehrplanmäßige Obungen möglich 

Auszug aus der Anlage 3 Teil A 
zu § 1 Abs. 2 KrPflAPrV 

Unterrichtsfach 

1. Berufs-, Gesetzes- und Staatsbürgerkunde 

2. Hygiene 
3. Grundlagen der Biologie, Anatomie und Physiologie 

4. Arzneimittellehre 
-

5. Krankheitslehre 

6. Krankenpflegehilfe 

7. Erste Hilfe -
Zur Verteilung auf die Fächer 1 bis 7 

Stundenzahl insgesamt: 

1) davon bis zu 8 Stunden lehrplanmäßige Obungen 

2) fachpraktischer Unterricht 

Anlage 3 

Stundenzahl 

401) 

401) 

401) 

201) 

601) 

2302) 

202) 

503) 

500 

3) je nach Zuordnung ganz oder teilweise fachpraktischer Unterricht; im übrigen sind lehrplanmäßige Obungen möglich 
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Unterrichtsfach 

Auszug aus der Anlage 1 
zu § 1 Abs. 1 HebAPrV 

1. Berufs-, Gesetzes- und Staatsbürgerkunde 

2. Gesundheitslehre 

3. Hygiene und Grundlagen der Mikrobiologie 

4. Grundlagen für die Hebammentätigkeiten 

5. Grundlagen der Psychologie, Soziologie und Pädagogik 

6. Biologie, Anatomie und Physiologie 

7. Allgemeine Krankheitslehre 
Spezielle Krankheitslehre 

8. Allgemeine Arzneimittellehre 
Spezielle Arzneimittellehre 

9. Erste Hilfe 

10. Einführung in Planung und Organisation im Krankenhaus 
Organisation und Dokumentation im Krankenhaus 

11. Fachbezogene Physik 

12. Fachbezogene Chemie . 

13. Sprache und Schrifttum 

14. Menschliche Fortpflanzung, Schwangerschaft, Geburt und 
Wochenbett 

15. Praktische Geburtshilfe 

16. Pflege, Wartung und Anwendung geburtshilflicher 
Apparate und Instrumente 

17. Schwangerenbetreuung 

18. Wochenpflege 

19. Neugeborenen- und Säuglingspflege 

20. Allgemeine Krankenpflege 

21. Spezielle Krankenpflege 

22. Grundlagen der Rehabilitation 

1) davon je Fach zusammen bis zu 20 Stunden lehrplanmäßige Übungen 

1) davon bis zur Hälfte lehrplanmäßige Übungen 

3) fachpraktischer Unterricht 

Anlage 4 

Stundenzahl 
1. Schuljahr 2. und 3. Schuljahr 

701) 601) 

601) 

601) 

1602) 

501) 401) 

1201) 

401) 

1201) 

201) 

301) 

303) 

201) 

301) 

301) 

301) 

30 

1201) 

1503) 

303) 

803) . 

503) 

503) 

503) 

503) 

20 

720 880 



150 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr: 11/1988 

2210-8-2-5-WK 

Verordnung 
über die Festsetzung der Zulassungszahlen 

der im Studienjahr 1988/89 an wissenschaftlichen Hochschulen 
in den wissenschaftlichen Studiengängen als Studienanfänger 
sowie im höheren Fachsemester aufzunehmenden Bewerber 

(Zulassungszahlverordnung 1988/89) 

Vom 31. Mai1988 

§1 Auf Grund von Art. 2 Satz 3, Art. 3 Abs. 2 Satz 3 
und Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplät­
zen vom 19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 
2210-8-2-WK) erläßt das Bayerische Staats mini­
sterium für Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

(1) An den nachfolgend genannten Hochschulen 
werden in den jeweils aufgeführten Studiengängen 
die Zahlen der zum Wintersemester 1988/89 als Stu­
dienanfänger ins erste Fachsemester aufzuneh­
menden Studenten sowie die Zulassungszahlen für 
die höheren Fachsemester wie folgt festgesetzt: 

Hochschule/Studiengang 1 2 3 
Fachsemester 
456 7 8 9 10 

a) Studiengänge mit dem Abschluß Diplom, Magister, Promotion (als erstem Abschluß) oder 
Staatsexamen (ohne Lehrämter) 

Universität Bamberg: 

Betriebswi'rtschaftslehre 283 

Psychologie 49 0 46 0 42 0 39 0 

Volkswirtschaftslehre 33 

Wirtschaftsinformatik 100 0 75 0 57 0 43 0 

Universität Bayreuth: 

Betriebswirtschaftslehre 165 

Biochemie 16 0 16 0 16 0 16 0 

Biologie 90 0 86 O · 72 0 60 0 

Geoökologie 49 0 46 0 43 0 39 0 

Sportökonomie 75 0 75 0 75 0 75 0 

Volkswirtschaftslehre 31 

Universität Erlangen-Nürnberg: 

Betriebswirtscha~tslehre 404 44 404 44 404 44 404 44 

Biologie 125 0 118 0 106 0 96 0 

Buch- und Bibliothekskunde 29 

Elektrotechnik 295 0 258 0 

Germanistik/Deutsch 368 

Informatik 243 0 197 0 

Kunstgeschichte 97 

Lebensmittelchemie 5 4 5 4 5 4 5 3 

Medizin Vorklinik 182 181 182 181 

Medizin Vorklinik 
Teilstudienplätze 58 50 43 37 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Medizin Klinik 175 174 175 174 175 174 
Pharmazie 38 36 36 35 35 33 33 
Psychologie 51 0 47 0 42 0 39 0 
Theaterwissenschaft 77 37 62 29 
Volkswirtschaftslehre 94 
Wirtschaftspädagogik 235 
Zahnmedizin 50 50 49 49 48 48 48 47 47 46 

Universität Passau: 

Betriebswirtschaftslehre 248 
Informatik 185 0 147 0 116 0 92 0 
Volkswirtschaftslehre 18 

Universität Regensburg: 

Betriebswirtschaftslehre 412 
Biologie 134 0 119 0 106 0 94 0 
Medizin Vorklinik 248 0 241 0 
Pharmazie 79 0 77 0 76 0 74 

Psychologie 81 0 74 0 68 0 62 0 

Volkswirtschaftslehre 46 

Zahnmedizin 36 36 36 36 36 36 36 36 36 0 

Universität Würzburg: 

Betriebswirtschaftslehre 133 57 114 49 97 42 83 36 
Biologie 166 0 147 0 131 0 116 0 
Informatik 71 0 71 0 71 0 0 0 
Lebensmittelchemie 9 0 9 0 9 0 9 0 
Medizin Vorklinik 169 168 169 168 

Medizin Klinik 187 186 187 186 187 186 

Pharmazie 46 45 46 45 45 44 45 

Psychologie 49 45 41 37 34 31 28 26 
Volkswirtschaftslehre 95 
Zahnmedizin 38 38 38 38 37 37 37 37 37 37 

b) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien 

Universität Bayreuth: 

Biologie 34 0 15 0 6 0 3 0 

Universität Erlangen -Nürnberg: 

Biologie 16 0 17 0 11 0 6 0 

Universität Regensburg: 

Biologie 67 0 32 0 16 0 8 0 
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Fachsemester 
Hochschule/Studiengang 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Universität Würzburg: 

Biologie 26 0 16 0 10 0 6 0 

c) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für sonstige Lehrämter 

Universität Bamberg: 

Psychologie mit schulpsychologischem 
Schwerpunkt 11 0 8 0 6 0 3 0 

Universität Bayreuth: 

Biologie, Lehramt an Real-. 
Grund- und Hauptschulen 35 0 30 0 25 0 

Universität Erlangen-Nürnberg: 

Biologie, Lehramt an Grund-
und Hauptschulen 15 0 14 0 12 0 
Biologie, Lehramt an Realschulen 5 0 5 0 4 0 

Universität Regensburg: 

Biologie, Lehramt an Real-. 
Grund- und Hauptschulen 23 0 18 0 13 0 

Universität Würzburg: 

Biologie, Lehramtan Real-. 
Grund- und Hauptschulen 13 0 12 0 11 0 

(2) An den nachfolgend genannten Hochschulen 
werden in den jeweils aufgeführten Studiengängen 
die Zahlen der zum Sommersemester 1989 als Stu-
dienanfänger ins erste Fachsemester aufzuneh-
menden Studenten sowie die Zulassungszahlen für 
die höheren Fachsemester wie folgt festgesetzt: 

Fachsemester . 
Hochschule/Studiengang 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

a) Studiengänge mit dem Abschluß Diplom, Magister, Promotion (als erstem Abschluß) oder 
Staatsexamen (ohne Lehrämter) 

Universität Bamberg: 

Betriebswirtschaftslehre 1 

Psychologie 0 47 0 44 0 41 0 38 

Volkswirtschaftslehre 1 
Wirtschaftsinformatik 0 87 0 65 0 49 0 37 

Universität Bayreuth: 

Betriebswirtschaftslehre 32 
Biochemie 0 16 0 16 0 16 0 16 
Biologie 0 86 0 79 0 66 0 55 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr.ll/1988 

Hochschule/Studiengang 1 2 

Geoökologie 0 47 

Sportökonomie 0 75 
Volkswirtschaftslehre 10 

Universität Erlangen-Nürnberg: 

Betriebswirtschaftslehre 44 404 
Biologie 0 124 
Buch- und Bibliothekskunde 15 
Elektrotechnik 0 276 
Germanistik/Deutsch 79 
Informatik 0 219 
Kunstgeschichte 52 
Lebensmittelchemie 4 5 
Medizin Vorklinik 181 182 
Medizin Vorklinik 
Teilstudienplä~e 58 50 
Medizin Klinik 174 175 
Pharmazie 37 37 
Psychologie 0 49 
Theaterwissenschaft 41 69 
Volkswirtschaftslehre 10 
Wirtschaftspädagogik 26 
Zahnmedizin 50 50 

Universität Passau: 

Betriebswirtschaftslehre 0 
Informatik 0 165 
Volkswirtschaftslehre 0 

Universität Regensburg: 

Betriebswirtschaftslehre 0 
Biologie 0 126 
Medizin Vorklinik 0 245 
Pharmazie 0 78 
Psychologie 0 78 
Volkswirtschaftslehre 0 
Zahnmedizin 36 36 

Universität Würzburg: 

Betriebswirtschaftslehre 62 123 
Biologie 0 156 
Informatik 0 71 

3 

0 

0 

44 

0 

0 

0 

4 
181 

43 
174 

36 

0 

32 

49 

a 

0 

0 
0 

0 

36 

53 
0 
0 

Fachsemester 
456 

44 0 41 

75 0 75 

404 44 404 
112 0 101 

241 

177 

5 4 5 
182 

37 

175 174 175 

36 34 34 
45 0 41 

55 

49 48 48 

131 0 104 

112 0 99 
237 

76 0 75 
71 0 65 

36 36 36 

105 45 90 
139 0 123 

71 0 71 

153 

7 8 9 10 

0 38 

0 75 

44 404 
0 91 

4 4 

32 

0 37 

48 47 47 46 

0 82 

0 88 

0 

0 60 

36 36 36 36 

39 76 
0 110 

0 0 
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Hochschule/Studiengang 1 2 

Lebensmi tte1chemie 0 9 

Medizin Vorklinik 168 169 

Medizin Klinik 186 187 

Pharmazie 45 46 

Psychologie 49 45 

Volkswirtschaftslehre 50 

Zahnmedizin 38 38 

3 

0 

168 

186 

45 

41 

38 

Fachsemester 
456 

9 0 9 

169 

187 186 187 

46 44 45 

37 34 31 

38 37 37 

7 

0 

44 

28 

37 

b) Studieng~nge mit Abschluß Erste Staatsprüfung,für das Lehramt an Gymnasien 

Universität Bayreuth: 

Biologie 0 23 0 10 0 4 0 

Universität Erlangen-Nürnberg: 

Biologie 0 23 0 14 0 8 0 

Universität Regensburg: 

Biologie 0 47 0 22 0 11 0 

Universität Würzburg: 

Biologie 0 20 0 12 0 8 0 

c) Studiengänge mit dem Abschluß Erste Staatsprüfung für sonstige Lehrämter 

Universität Bamberg: 

Psychologie mit schulpsychologischem 
Schwerpunkt 0 9 0 8 0 6 0 

Universität Bayreuth: 

Biologie, Lehramt an Real-, 
Grund- und Hauptschulen 0 32 0 27 0 23 

Universität Erlangen-Nürnberg: 

Biologie, Lehramt an Grund-
und Hauptschulen 0 14 0 13 0 11 

Biologie, Lehramt 
an Realschulen 0 5 0 4 0 4 

Universität Regensburg: 

Biologie, Lehramt an Real-, 
Grund- und Hauptschulen 0 20 0 15 0 12 

Universität Würzburg: 

Biologie, Lehramt an Real-, 
Grund- und Hauptschulen 0 13 0 12 0 11 

8 9 10 

9 

26 

37 37 37 

2 

5 

5 

5 

2 
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§2 

(1) In den Studiengängen, die an den in § 1 ge­
nannten Hochschulen geführt werden, die jedoch in 
§ 1 nicht aufgeführt sind oder für die an der entspre­
chenden Hochschule keine Zulassungszahlen fest­
gesetzt sind, bestehen keine Zulassungsbeschrän­
kungen. 

(2) Soweit für die in § 1 genannten Studiengänge 
für die höheren Fachsemester keine Zulassungs­
zahlen einschließlich der Zulassungszahl 0 festge­
setzt sind, bestehen für die entsprechenden höhe­
ren Fachsemester keine Zulassungsbeschränkun­
gen. 

(3) Einschreibungsbeschränkungen, die durch die 
Studienjahreinteilung bedingt sind, bleiben unbe­
rührt. 

(4) Die Immatrikulation für einen Teilstudien­
platz MedizinNorklinik ist auf den vorklinischen 
Ausbildungsabschnitt des Medizinstudiums befri­
stet; sie erlischt mit dem erfolgreichen Abschluß 
oder dem endgültigen Nichtbestehen der Ärztlichen 
Vorprüfung, ohne daß es hierzu einer gesonderten 
Anordnung bedarf. 

§3 

(1) Soweit für höhere Fachsemester Zulassungs­
zahlen festgesetzt sind, werden Bewerber für diese 
Fachsemester in dem Umfang aufgenommen, als 
die Zahl der im entsprechenden Fachsemester ein­
geschriebenen Studenten die jeweils festgesetzten 
Zulassungszahlen unterschreitet. 

(2) In den in § 1 genannten Studiengängen findet 
eine Zulassung für höhere Fachsemester auch bei 
Unterschreiten der für das jeweilige Fachsemester 
festgesetzten Zulassungszahl abweichend von Ab­
satz 1 nicht statt, wenn die Gesamtzahl der den 
Fachsemestern mit Zulassungsbeschränkungen 
zuzuordnenden Studenten des betreffenden Stu­
diengangs die Summe der für diesen Studiengang 
festgesetzten Zulassungszahlen erreicht oder über­
schreitet. 

(3) 11m Studiengang Humanmedizin findet eine 
Zulassung für höhere vorklinische Fachsemester 
abweichend von Absatz 1 auch bei Unterschreiten 
der für das jeweilige Fachsemester festgesetzten 
Zulasssungszahl ferner nicht statt, soweit die Zahl 
der Studenten, die dem ersten bis vierten vorklini­
schen Fachsemester zuzurechnen sind, gleich oder 
höher ist als die Summe der für das erste bis vierte 
Fachsemester festgesetzten . Zulassungszahlen. 
zEine Zulassung zum klinischen Studienabschnitt 
findet auch bei Unterschreiten der für das jeweilige 
Fachsemester festgesetzten Zulassungszahl ferner 
nicht statt, soweit die Zahl der Studenten, die dem 
ersten bis sechsten klinischen Fachsemester zuzu­
rechnen sind, gleich oder höher ist als die Summe 
der für das erste bis sechste klinische Fachseme­
ster festgesetzten Zulassungszahlen. 3Zu r prakti­
schen Ausbildung in Krankenanstalten werden Be­
werber aufgenommen, soweit die Zahl der dort aus­
zubildenden Studenten unter die für das fünfte bis 
sechste klinische Fachsemester festgesetzten Zu­
lassungszahlen sinkt. 4§ 2 Abs. 1. Satz 2 der Verord­
nung über die befristete Immatrikulation und das 
Weiterstudium von Studenten an Hochschulen mit 
Teilstudiengängen (BayRS 2210-8-5-WK) in der je­
weils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

(4) Absätze 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 1 finden 
auf die Teilstudienplätze MedizinNorklinik ent­
sprechende Anwendung; eine Zulassung in das hö­
here Fachsemester findet dabei auch dann nicht 
statt, wenn die Zahl der im ersten bis vierten vorkli­
nischen Fachsemester an der Universität Erlan­
gen-Nürnberg insgesamt eingeschriebenen Stu­
denten höher ist als 914. 

§4 

lEin Student ist dem höheren Fachsemester zu­
zuordnen, das der Zahl der Fachsemester ent­
spricht, für die der Student bisher immatrikuliert 
war. 2Dies gilt sinngemäß, wenn der Bewerber an­
gerechnete Studienleistungen aus anderen Stu­
diengängen nachweist und auf Grund dieser ange­
rechneten Studienleistungen in ein höheres Fach­
semester zugelassen wird. 

§5 

(1)1 Erreicht die Zahl der Berwerber für einen der 
in § 1 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 2 Buchst. a aufge­
führten Studiengänge die dort festgesetzten Zulas­
sungszahlen nicht, so erhöhen sich die Zulassungs­
zahlen der derselben Lehreinheit zugeordneten 
Studiengänge im Verhältnis der Lehrnachfrage bei 
der Lehreinheit. 2Soweit für einen Studiengang Zu­
lassungszahlen getrennt für Haupt- und Nebenfach 
festgesetzt sind, erhöhen sich vor Anwendung des 
Satzes 1 die Zulassungszahlen für das Hauptfach 
im Verhältnis der Lehrnachfrage, wenn die Zahl der 
Bewerber für das Nebenfach die festgesetzten Zu­
lassungszahlen nicht erreicht; dies gilt auch im um­
gekehrten Fall. 

(2)1 Erreicht die Zahl der Bewerber für einen der 
in § 1 Abs. 1 Buchst. bund Abs. 2 Buchst. b aufge­
führten Studiengänge die dort festgesetzten oder 
auf Grund des Absatzes 1 erhöhten Zulassungszah­
len nicht, so erhöhen sich die Zulassungszahlen der 
derselben Lehreinheit zugeordneten Studiengänge 

. in § 1 Abs. 1 Buchst. c und Abs. 2 Buchst. c im Ver­
hältnis der Lehrnachfrage bei der Lehreinheit. 
2Dies gilt auch im umgekehrten Fall. 

. (3) Erreicht die Zahl der Bewerber für einen der in 
§ 1 Abs. 1 Buchst. bund c und Abs. 2 Buchst. bund c 
aufgeführten Studiengänge die dafür festgesetzten 
oder auf Grund des Absatzes 2 erhöhten Zulas­
sungszahlen nicht, so erhöhen sich die Zulassungs­
zahlen der derselben Lehreinheit zugeordneten 
Studiengänge in § 1 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 2 
Buchst. a im Verhältnis der Lehrnachfrage bei der 
Lehreinheit. . 

§6 

Im Wintersemester 1988/89 nicht in Anspruch ge­
nommene Studienanfängerplätze können in den 
Studiengängen, in denen nach § 1 Abs. 2 im Som­
mersemester 1989 Zulassungszahlen festgesetzt 
sind, zusätzlich mitvergeben werden, sofern nicht 
für das erste Fachsemester die Zulassungszahl 0 
festgesetzt ist. 
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§7 

In den in § 1 genannten Studiengängen ist eine 
Immatrikulation als Gaststudierender nur für sol­
che Unterrichtsveranstaltungen möglich, in denen 
keine Laborplätze oder andere feste Arbeitsplätze 
benötigt werden; in den Studiengängen Medizin 
Tiermedizin und Zahnmedizin ist sie ausgeschlos~ 
sen. 

§8 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1988 in Kraft; sie 
tritt am 30. September lQ89 außer Kraft. 

München, den 31. Mai 1988 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Prof. W. W i I d, Staatsminister 

Hinweis 

Folgende Verordnungen wurden im Amtsblatt 
der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht 
und Kultus und Wissenschaft und Kunst, Teil I, 
amtlich veröffentlicht: 

2210-6-5-1-WK 

Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Di­
plomprüfungsordnung der Universität der Bundes­
wehr München (ADPO) vom 14. April 1988 (KWMBI 
I S.154) * 

2210-6-5-7-WK 

Studienordnung für den Diplomstudiengang 
Staats- und Sozialwissenschaften an der Universi­
tät der Bundeswehr München vom 14. April 1988 
(KWMBI I S. 158) 

* 
2210-6-5-8-WK 

Fachprüfungsordnung für den Diplomstudiengang 
Staats- und Sozialwissenschaften an der Universi­
tät der Bundeswehr München vom 14. April 1988 
(KWMBI I S. 155) 
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